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1.
Grundlagen, Grundgedanken, Ziele
1.1 
Präambel 

Zielsetzung des Arbeitsblatts ist es, einen Überblick über die Thematik des angewand​ten Bauvertragsrechts zu geben und beispielhafte Empfehlungen sowie Arbeitshilfen und –unterlagen anzubieten. Dabei geht es nicht um die Erteilung von Rechtsrat sondern um die Darstellung der praktischen Erfahrungen der Verfasser. Die Vertrags​kultur soll dabei wirksam und gleichzeitig ausgewogen sein. Es bedarf keiner besonderen Erwähnung, dass das Arbeitsblatt lediglich den Erkenntnisstand zum Veröffentlichungsdatum wieder​geben und zukünftige Entwicklungen nicht berücksichtigen kann.
1.2 
Gegenstand 

Dieses Arbeitsblatt setzt sich mit der Vorbereitung, Abschluss und Pflege nachhaltiger vertraglicher Beziehungen zur Errichtung, zum Umbau, zur Instandsetzung und zum Rückbau von Bauwerken auseinander. Der Bauherr hat vor seiner Entscheidung zum Bauen alternative Lösungen wie Mieten, Kaufen oder Fremdfertigung untersucht. Die Grundlage dieser Entscheidung ist nicht Gegenstand dieses Arbeitsblatts.

1.3.
Zielgruppe 

Das Merkblatt richtet sich vorrangig an Bauherrenvertreter. 

1.4 
Haftungsvorbehalt

Die Angaben in diesem Merkblatt dienen der Information und stellen keine Rechtsbera​tung dar. Es handelt sich um Informationen allgemeiner Art, die, auch wenn sie sich ver​wiegend an Bauherrenvertreter richten, nicht auf die konkreten Bedürfnisse bestimmter Personen, Personengruppen oder Einrichtungen abgestimmt sind. Diese Informationen sind auch nicht umfassend und erheben keinen Anspruch auf Vollständig​keit. In weiten Bereichen des Merkblatts handelt es sich um die Wiedergabe von Erfah​rungen der Verfasser. Für die Richtigkeit und Aktualität der angebotenen Informationen wird keine Gewähr übernommen. Insbesondere machen es diese Informationen nicht entbehrlich, bei konkreten Rechtsproblemen professionellen Rechtsrat einzuholen.

2.
Projektvorbereitung
Eine professionelle Projektvorbereitung erspart unnötige Investitionskosten. Nach Ablauf von 20 % der Projektdauer fallen bereits 80 % der kostenrelevanten Entscheidungen. Deshalb wird im Folgenden auf die wesentlichen Grundzüge der Vertragsvorbereitung eingegangen.
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Abbildung 1: Beeinflussbarkeit der Kosten (Graphik wird noch überarbeitet) Hr. Ochsenkühn
Hier Übersicht zur Kostenentwicklung: AGI-Merkblatt GMP-Vertrag Seite 2 . Wenn wir die Übersicht verwenden wollen, müsste jemand mit den Verfassern oder dem Callwey-Verlag sprechen.

Aufgabe zu vergeben

2.1 
Interne Entscheidungsfindung des Bauherrn

2.1.1
Anforderungskatalog/Zielvorstellungen des Nutzers 

Die Projektdefinition ist eine wichtige Grundlage für den Projekterfolg. Sie bildet die wichtigsten Voraussetzungen für wirksame und zweckmäßige Verträge. Verändert der Auftraggeber nach Vertragsunterschrift seine Projektziele, so verhandelt er Kosten und Termine mit einem Partner, der keinerlei Wettbewerbssituation mehr unterliegt. 
Die nachfolgende Grafik hat noch wenig Bezug zum Text. Dieser müsste noch etwas geschaffen werden.

Aufgabe zu vergeben: v. Breitenbach
 SHAPE  \* MERGEFORMAT 



Abbildung 2: Zielfelder, Quelle RvB-PM
2.1.1.1
Inhaltliche Zielvorstellungen (Nutzerbedarfsprogramm, Qualitäten) 

Die Ziele, die das investierende Unternehmen mit dem Projekt verfolgen, müssen formu​liert und mit dem Projektteam messbar vereinbart werden (z.B. Anzahl zu fertigender Produkte, Flächenbedarf, Produktionsstart, Budget, Erweiterungsoption…). Hierzu ge​hört auch eine Aussage zur Rangfolge der Zielprioritäten. Das Projektteam ist in der ge​samten Projektphase für die Einhaltung der Zielprioritäten verantwortlich.

Hier sollten wir etwas deutlicher werden, und zwar vor allem hinsichtlich der Bewertung der Zielvorstellungen, des Umgangs mit Zielkonflikten und der Bewertung im Rahmen der Rangfolge.

Aufgabe zu vergeben: v.Breitenbach
2.1.1.2
Technische Zielvorstellungen (Qualität) 

Die technischen Ziele beschreiben die funktionalen und qualitativen Anforderungen zur Erreichung des Projekterfolgs (quantitative Vorgaben und qualitative Standards). Dies erfolgt im Rahmen eines Pflichtenhefts. Diese können sein

-- ein definiertes Raumprogramm

-- m² Produktionsfläche

-- Anzahl zu fertigender Produkte etc.

-- mit klar messbaren Vorgaben, an denen sich das Projektteam orientieren muss.

Meines Erachtens ist es für den Erfolg des Merkblatts wichtig, dass möglichst viele pra​xisrelevante Informationen und Hilfen für die tägliche Arbeit der Verwen​der des Merk​blatts geboten werden. 

Ist es machbar, dass hier eine Art Standardcheckliste für Inhalte von Pflichtenheften dargestellt wird? Thema zu vergeben!
Idee: Verweis auf z.B. Checkliste „Klärung der Aufgabenstellung“ von WEKA-Verlag
Aufgabe zu vergeben

2.1.1.3
Betriebswirtschaftliche Zielvorstellungen des Projekts (Kosten) 

Im Zuge der Untersuchungen verschiedener Realisierungsalternativen werden deren Kosten und Zahlungsströme untersucht. Dafür müssen Investitions- und Betriebskosten abgeschätzt werden (Invest versus Betriebskosten). Dies erfolgt in den meisten Fällen auf der Basis von Kenngrößen (Benchmarks), da zu diesem Zeitpunkt in der Regel noch keine ausgereiften Planungsunterlagen vorliegen. Zur Strukturierung der Kostenermittlung empfiehlt sich die Anwendung der Regelungen der DIN 276.
Auch in diesem Kapitel würde mich Näheres zur konkreten Vorgehensweise interessie​ren. Könnten wir nicht ein Beispiel bringen?

Aufgabe vergeben: Verweise auf Internetadressen oder Literatur bezüglich Kenngrö​ßensammlungen u.ä.
Ich meine, dass wir in diesem Kapitel ganz besonders nachlegen müssen. Hier geht es genau genommen um die Rentabilität des gesamten Projekts.

Aufgabe zu vergeben

2.1.1.4
Zeitliche Zielvorstellungen (Termine) 

Projekte werden in Phasen unterteilt, die mit Meilensteinen abzuschließen sind. 
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Abbildung 3: Idealvorstellung für die Phasen eines Projekts  (Quelle: RvB-PM)

Die Projektdauer von der Idee bis zur Inbetriebnahme ist ein wesentliches Element für den Projekterfolg und muss daher ausreichend bemessen werden. Dabei ist es nicht ungewöhnlich, dass für die Projektvorbereitung und –planung mehr Zeit erforderlich ist als für die Realisierung. In der Praxis wird der Planung in der Regel zu wenig Zeit bei​gemessen. Unzureichende Planung führt zu Termin- und Kostenüberschreitung. An je​dem Meilenstein wird über die Fortsetzung in die nächste Projektphase entschieden.

Wichtig halte ich darüber hinaus, das Verhältnis von Vorbereitungs/Projektierungszeit zu Planungs- und Ausführungsphase an Hand von Beipielen näher zu beleuchten, Es ist nach meiner Meinung einer der Hauptfehler unserer Baukultur, dass das Verhältnis von Vorbereitungs- zu Ausführungszeit falsch ist.

Aufgabe zu vergeben

2.1.2
Analyse der Ausgangslage und der Rahmenbedingungen 

Vor Festlegung der Beschaffungsstrategie sollten die Rahmenbedingungen auf Seiten des Auftraggebers gründlich analysiert sein. 

Trägerorganisation: 

Ist Erfahrung in der Abwicklung vergleichbarer Projekte im Unternehmen vorhanden?

( Steuerung bzw. Kontrolle der Prozesse

Stehen die Ressourcen für das Projekt zur Verfügung?

( eigene / fremde Mitarbeiter, kann sich der AG mit externen Fachleuten verstärken?

In welchem Umfang eine Verantwortungsübernahme gewünscht?

( Umfang der Verantwortungsübernahme / Risikoüberwälzung 

Kontrollfragen zur Analyse der Ausgangslage:

Wie ist die generelle Ausgangslage?

Wie konkret sind die vorliegenden Planungen?

Welche Inhouse Kapazitäten stehen zur Verfügung

Wie ist die Expertise der in Betracht kommenden Planer, Projektsteuerer, Berater und ausführenden Unternehmen? 

Wie ist das Vertrauensverhältnis zu den in Betracht kommenden Planern, Projektsteue​rern, Beratern und ausführenden Unternehmen?

Welches Gewicht haben für den Auftraggeber die Zielkriterien?

Flexibilität 

genaue Umsetzung von Nutzerforderungen

niedrige Baukosten

Kostensicherheit

Terminsicherheit

Entlastung von Koordinationsaufgaben

Die Analyse der Ausgangslage in Verbindung mit einer Priorisierung der Projektziele ermöglicht die Auswahl der vertraglichen und organisatorischen Maßnahmen zur prä​ventiven Risikominderung. Bereits zu diesem Zeitpunkt empfiehlt sich die Bildung eine Projektkernteam bestehend aus z.B. Vertretern des Nutzers, der planenden Fachstelle (sofern vorhanden), des zukünftigen Betreibers und des Einkaufs.
2.1.3
Ergebnis/Genehmigung, Projektauftrag 

Alle zuvor erarbeiteten Ergebnisse sowie die Projektziele münden in einen Projektauftrag, der als interne Vereinbarung zwischen Unternehmensleitung und seinem Projektteam zu verstehen ist. Inhalt sind u.a. die Festlegungen der Punkte:
· Projektkosten
· Verantwortlichkeiten

· Termine

· Qualitäten

· Funktionalitäten

· Beteiligte Stellen
2.2
Die Arbeit des Projekt(kern)teams 

2.2.1
Eindeutige Definition Projektleiter/Projektverantwortlicher auf Bauherrenseite

Die Auswahl und die Benennung des Gesamtprojektverantwortlichen sollten frühzeitig erfolgen. Der Projekterfolg hängt in hohem Maße von der persönlichen Qualifikation des Projektleiters ab. Die Analyse der Qualifikation und der Kapazitäten der zu Verfügung stehenden internen Mitarbeiter ist im Zusammenhang mit der Komplexität des anstehen​den Bauvorhabens ein maßgebendes Kriterium für die Wahl des Vergabemodells und die Notwendigkeit externer Unterstützung im Projektmanagement.

2.2.2
Bedarfsgerechte Projektorganisation

Die Grundlage für die zu wählende Projektorganisation und die Vertragsgestaltung bildet die Auswertung der Ausgangslage und der gesetzten Projektziele. Wichtig ist weiter die Zuordnung von Aufgaben und Verantwortlichkeiten an konkrete Personen wie auch die eindeutige Definition der Schnittstellen. 

In Abhängigkeit der internen Organisationsstrukturen auf der Bauherrenseite ist die Auf​teilung der „nicht delegierbaren Bauherrenaufgaben“ zwischen den Fachstellen (Bauab​teilung, Betreiber/Nutzer, Einkaufsabteilung, Rechtsabteilung) intern klar zu definieren. Für den Auftragnehmer muss diese interne Kompetenzaufteilung transparent sein.
Von besonderer Wichtigkeit ist die organisatorische Festlegung des Personenkreises, der seitens des Bauherrn berechtigt ist, Planungsänderungen oder zusätzliche Leistun​gen anzuordnen oder zu beauftragen (dies gilt z.B. für Anordnungen im Sinne des § 2 Abs. 5 VOB/B). Obwohl die gesetzlichen Regelungen keine Formvorschrift vorsehen, sollte dazu in den vertraglichen Regelungen zur Projektorganisation eine Festlegung erfolgen. 

Die Festlegung der Personen gewährleistet in der Regel auch die Einhaltung der Ent​scheidungen von internen Gremien und Entscheidungsvorschriften zur Mittelfreigabe.
Die Einrichtung einer Aufbau- und Ablauforganisation ist unabdingbar. Ein Organisati​onshandbuch legt Zuständigkeiten und Geschäftsprozesse innerhalb des Projekts fest. Die Aufbauorganisation beschreibt die Arbeitsverteilung im Projekt und die organisatio​risch / hierarchische Zuordnung der Beteiligten. Die Ablauforganisation beschreibt den Ablauf der Projektbearbeitung, also den Bearbei​tungsprozess.

Beim Projektstart sind entsprechend der internen Richtlinien des Auftraggebers die Kon​trollgremien sowie die Besetzung der Steuer- und Lenkungskreise in Abhängigkeit von der Bedeutung des Projektes festzulegen. Die Reportingmethoden für Projektfortschritt und Risikobetrachtung sind abzustimmen.

2.2.3
Projekthandbuch
Das Projekthandbuch ist das Organisationshandbuch des Projekts. Es beinhaltet z.B. 

Projektdefinition / Projektauftrag / Projektziele

Projektbeschreibung und –phasen

Projektaufbau / Projektorganisation

Dokumentenmanagement
Abläufe im Projekt (z.B. Änderungsmanagement, Risikomanagement, Qualitätsmanagement, Controlling)
Kommunikation und Reporting
Terminplanung
Inbetriebnahme / Abnahme / Übergabe

Projektbeteiligte
Das Projekthandbuch dient zur Festschreibung aller wesentlichen Punkte und ist unent​behrliche Einarbeitungshilfe für jeden neuen Mitarbeiter am Projekt.
2.2.4
Installation eines Risikomanagements

Bereits in der Initialphase des Projektes ist es ratsam, ein Risikomanagement zu etablie​ren, das während der gesamten Projektzeit ein Monitoring der Risiken erlaubt. Dabei sollten auch mögliche Chancen berücksichtigt werden. Besonders sollten die Risiken auch im Zusammenhang mit den möglichen Vertragsarten analysiert werden (z. B. Mas​senrisiko bei Einheitspreisverträgen). 

Die Eckpunkte der Risikobetrachtung sollten sein: 

-- Hoher Aktualisierungsgrad im Projektverlauf durch laufende Anpassung

-- Möglichkeit, Risiken auch im Detail zu bewerten

-- Nicht nur qualitative sondern auch eine monetäre Bewertung der Risiken

-- Bezug zu Eintrittswahrscheinlichkeit und zur Beherrschbarkeit der Risiken

-- Ableitung von präventiven Maßnahmen und deren Umsetzungsverfolgung

2.2.5
Organisation Änderungs- und Nachtragsmanagement

Änderungen sind im Projekt meist nicht zu vermeiden. Sie führen in der Regel zu Ver​tragsänderungen in qualitativer, preislicher und evt. Terminlicher Hinsicht. Innerhalb der Projektorganisation sollte daher auch die Organisation des Änderungs- und Nachtrags​managements festgelegt werden. Es muss klar geregelt sein, wer im Projekt Änderun​gen anordnen und deren vertragliche Auswirkungen genehmigen darf. Die Methodik des Nachtragsverfahrens ist zudem vertraglich zu definieren. Entscheidend ist die vorhan​dene Kapazität des internen Teams, die für Bearbeitung von Nachträgen zur Verfügung steht. Bei unzureichenden internen Kapazi​täten ist es möglich, das Nachtragshandling als gesonderte Leistungen an einen Pro​jektsteuerer zu delegieren. Es muss dann fest​gelegt werden, ab welcher Eskalations​ebene der Bauherr hinzu zu ziehen ist. 

2.3 
Einschaltung eines Projektentwicklers/Projektsteuerers

Über die Platzierung der Erläuterungen zum Projektsteuerer/Projektentwickler an dieser Stelle lässt sich diskutieren. Denkbar wäre die Darstellung auch im Rahmen der Be​schaffungsstrategie. Nachdem beide aber klassische Bauherrenaufgaben wahrnehmen und eine unmittelbare Verstärkung des Projektkernteams darstellen, erscheint die Ein​ordnung hier sinnvoll. Näheres ist auszuführen.

In Abhängigkeit von den Kriterien Volumen, Komplexität, eigene Ressourcen und der strategische Bedeutung des Projektes ist der Einsatz eines Projektsteuerers zu ent​scheiden. 

In der Regel liegt dabei ein reiner Dienstvertrag?? vor. Eine direkte Risikoübernahme durch den Steuerer für Termin oder Kosten ist nicht praktikabel, da der Steuerer ohne eigene Interessen zu gefährden bei Konflikten Position für den Bauherr einnehmen muss. Auch sollte der Steuerer vertraglich unabhängig von externen Planern sein und innerhalb sei​ner Managementunterstützung eine Kontrollfunktion gegenüber der Planung einnehmen. Aus diesem Grunde ist auch die Abgrenzung der Leistungsbilder bei der Beauftragung von Steuerer und Planer (und besonders zu einem Generalplaner) wichtig.

Auch ohne eine direkte Risikoübernahme kann das Risiko von Projektmanagementfeh​lern durch einen erfahrenen  Steuerer vermindert werden.
Bezüglich des gesamten Kapitels Projektsteuerer gilt:
Aufgabe zu vergeben

3. 
Beschaffungsstrategie zur Planung und Entwicklung von Bauprojekten (Oppler)
Ich bin, wie erwähnt, gerne bereit, mich um das Kapitel Beschaffungsstrategie zu kümmern. Ich brauche aber Unterstützung.
Im Wesentlichen geht es hierbei um die Themen:

Analyse der Bauherrenorganisation

Analyse des Beschaffungsmarktes

Schnittstellendefinitionen

Terminüberlegungen

Insgesamt: Welche Überlegungen spielen bei einem Industriebauauftraggeber zu Beschaffung, Vergabe, eigener Organisation (sofern nicht schon in Kapitel Projektvorbereitung behandelt) Risiken, Preisen, Terminen aus praktischer Sicht eine Rolle. Diesbezüglich; 

Aufgabe zu vergeben: Hr. Bloi, Hr. Oppler (bis 31.05.2008)
3.1
Erster Schritt: Welche Unternehmereinsatzformen kommen in Betracht? 

3.1.1
Unternehmereinsatzformen im Überblick

 SHAPE  \* MERGEFORMAT 



Abbildung 4: Unternehmereinsatzformen (Quelle: RvB-PM)

3.2.2
 Generalunternehmer & Co., Begrifflichkeiten

Die nachfolgend aufgeführten Begrifflichkeiten für die Unternehmereinsatzformen basie​ren nicht auf gefestigten und schon gar nicht auf gesetzlichen Definitionen. Sie werden am Bau auch nicht immer einheitlich verwendet. Das Merkblatt geht von folgenden Beg​riffen aus:

Einzelunternehmer

Bauunternehmer, der nur mit einem oder einigen Gewerken, z.B. den Bodenbelagsar​beiten beauftragt wird. 

Generalunternehmer

Bauunternehmer, der vertraglich seinem Auftraggeber

gegenüber die Verpflichtung zur Erstellung eines kompletten Bauwerks über​nommen hat. Einen Teil dieser Arbeit führt er selbst aus (z.B. häufig die Erd- und Rohbauarbei​ten), andere Bauleistungen vergibt er an Subunternehmer (z.B. Dachdecker- und Spenglerarbeiten, Malerarbeiten, Heizungs- und Sanitärinstal​lation). In der Praxis der erbringt der Generalunternehmer in aller Regel auch in gewissem Umfang Planungs​leistungen, häufig im Bereich der Ausführungspla​nung. Regelmäßig handelt es sich dabei aber um keine selbständige Planungs​verpflichtung gegenüber dem Auftraggeber, sondern um Planungsleistungen, die der Auftraggeber wegen nur rudimentärer Leis​tungsbeschreibung des Auftragge​bers zwangsläufig als Vorleistung erbringen muss um seine vertragliche Bau​leistungspflicht ordentlich erfüllen zu können. 
Totalunternehmer

Der Totalunternehmer hat neben sämtlichen Bauausführungs​arbeiten auch die Planung und zwar ab den frühen Leistungsphasen zu leisten. Diesbezüglich übernimmt er dem Bauherrn gegenüber eine echte vertragliche Planungspflicht. 

Generalübernehmer

Der Unterschied zum Generalunternehmer liegt darin, dass der General​über​nehmer im Gegensatz zum Generalunternehmer selbst keine Bauleistungen erbringt. Er ist mehr kaufmännischer Unternehmer als Bauunternehmer (Bau​manager). Der Gene​ralüber​nehmer vergibt sämtliche Bauleistungen an Sub​unternehmer. 

Subunternehmer

Bauunternehmer, der seine Leistung einem anderen Unternehmer (Haupt-, General-, Total-unternehmer oder –übernehmer schuldet. Wesentlich ist, dass die Leistung, die der Subunternehmer seinem Vertragspartner, dem Hauptunternehmer, gegenüber ver​traglich schuldet im Endeffekt nicht diesem zufließt, sondern dem Bauherrn. Durch die Leistung des Subunternehmers erfüllt der Hauptunternehmer gleichzeitig eine eigene Schuld gegenüber dem Bauherrn. Trotzdem sind beide Vertragsverhältnisse (Bauherr-Hauptunternehmer einerseits, Hauptunternehmer – Subunternehmer andererseits) von​einander unabhängig und können eigene Schicksale haben. So beendet beispielsweise eine Kündigung des Hauptvertrags nicht automatisch den Subunternehmervertrag; die​ser besteht fort und muss, wenn er ebenfalls beendet werden soll, seinerseits gekündigt werden.

Objektplaner

Planer, der mit Planungs- oder Überwachungsleistungen aus Teil II der HOAI beauftragt wird, also Architekt, Innenarchitekt und Freianlagenplaner.

Fachplaner

In der Regel Planer, der mit anderen als Objektplanungsleistungen beauftragt wird, z.B. mit Leistungen der Tragwerksplanung oder aus dem Bereich der Technischen Gebäu​deausrüstung.

Generalplaner

Planer, der sich vertraglich zur Gesamtplanung eines Objekts verpflichtet hat. Er erbringt diese Leistungen entweder komplett im eigenen Büro oder schaltet für Teile der Ge​samtplanung (z.B. Technische Gebäudeausrüstung) Subplaner ein. 

Insgesamt:

Die zu vergebenden Leistungen können in Einzelpaketen oder gebündelt an den Markt gebracht werden. Dies gilt sowohl für die Planungsleistung als auch für die Bauleistung. Auch eine Gesamtvergabe von Planungs- und Bauleistungen ist möglich. Eine stufen​weise Beauftragung entsprechend den Projektphasen ist in Betracht zu ziehen. (Wann? Vor- und Nachteile?) Generell gilt: mit zunehmender Bündelung der Leistungen nehmen Schnittstellenrisiken, aber auch die Einflussmöglichkeiten des Bauherrn ab. (?) Wieso?
3.2
Zweiter Schritt: Analyse von Bauherrnorganisation und  Beschaffungsmarkt
Zur Festlegung der Beschaffungsstrategie sind zunächst die Randbedingungen in der Organisation des Bauherrn zu betrachten. Ebenso wichtig ist die Analyse des Beschaf​fungsmarktes, d. h. welche Bieter stehen zur Verfügung und wie ist deren Leistungsfä​higkeit zu beurteilen (Präqualifikation). Zudem sind die Projektprioritäten (siehe Projekt​auftrag) zu berücksichtigen.

Dies sind meines Erachtens ganz wichtige Punkte. Wie geschieht die Analyse des Be​schaffungsmarktes in der Praxis, welche Erkenntnismöglichkeiten gibt es? Welche Daten potenzieller Bieter werden bei der Präqualifikation abgefragt?

Hierzu könnte auch der bisherige Punkt 2.2.3 „bedarfsgerechtes Bieterportfolio“ eingear​beitet werden.

Auswahl der Auftragnehmer

Prüfung der Bonität

Prüfung der Qualität über Referenzobjekte

Interview mit den auf AN-Seite verantwortlichen Projektleitern

Präqualifikation, Lieferantenassessment

3.3
Dritter Schritt: Wesentliche Stellschrauben zur Festlegung der Beschaffungsstrategie 
Art der Leistungsbeschreibung, Wahl der Vergütungsform, Betrachtung von Schnittstel​lenproblemen, Terminüberlegungen

3.3.1
Die Frage nach der Pauschalierung von Preis und Leistung 

Die Wahl der passenden Unternehmereinsatzform hängt bei Bauleistungen maßgeblich auch von der Frage ab, inwieweit Preis oder Leistung im Vertrag pauschaliert werden sollen (oder müssen, etwa weil beim Auftraggeber die entsprechende Planungskompe​tenz nicht verfügbar ist). 

Bei der Frage der Pauschalierung ist deutlich zwischen der Vergütungs- und der Leis​tungsseite zu unterscheiden. 

3.3.1.1
Pauschalierung der Vergütung

Für die an den Auftragnehmer als Gegenleistung für die Bauerrichtung zu bezahlenden Vergütung gibt es bekanntlich unterschiedliche Berechnungsmethoden. Die Berechnung der Vergütung kann detailliert vereinbart werden, also in Abhängigkeit von bestimmten Parametern auf der Leistungsseite, z.B. von den ausgeführten Mengen beim Einheits​preisvertrag oder von Zeitaufwand und Material beim Stundenlohnvertrag. Als Bemes​sung der Vergütung kann aber auch eine Pauschale vereinbart werden. Um klarzustel​len, dass sich eine solche Preispauschalierung nur auf die Vergütungs- und nicht auch auf die Leistungsseite bezieht, spricht die VOB in diesem Zusammenhang ausdrücklich von einer Pauschalsumme, vgl. §§ 5 Nr. 1 b) VOB/A, 2 Nr. 2 und 2 Nr. 7 Abs. 1 VOB/B.

Nach den Vorstellungen der VOB/B ist ein Pauschalvertrag immer ein Vertrag mit einer Pauschalsummenvereinbarung. Die Pauschalierung auf Leistungsseite ist der VOB fremd, weil die VOB – selbst für eine Beschreibungstechnik mit Leistungsprogramm – immer von einer erschöpfenden und (im Verständnis der VOB) von einer detaillierten Beschreibung ausgeht. Eine Funktionalbeschreibung ist regelmäßig nicht erschöpfend im Sinn des VOB-Verständnisses. 

Demgemäß ist die Standartvertragsform der VOB auch der Einheitspreisvertrag, die an​deren preisrechtlichen Vertragstypen (Pauschal-, Stundenlohn- und Selbstkostenerstat​tungsvertrag die Ausnahmen).

Beim Pauschalvertrag sind (vorbehaltlich der in § 2 Nr. 7 VOB/B genannten und hier nicht weiter zu vertiefenden Ausnahmen) mit Bezahlung der vereinbarten Pauschal​summe sämtliche vertraglichen Leistungen abgegolten.

3.3.1.2
Pauschalierung der Leistung

Pauschaliert werden kann nicht nur die Vergütungsseite, sondern auch die Leistungs​seite.

Vom Grundsatz her gibt es zwei unterschiedliche Methoden, die vom Auftragnehmer zu erbringende Bauleistung zu beschreiben: detailliert und pauschal.

Die detaillierte Beschreibungsmethode ist diejenige mit Leistungsverzeichnis. Das Leis​tungsverzeichnis ist ein positionsartig in einzelne Teilleistungen aufgegliederter Leis​tungskatalog. Die Summe aller dieser einzelnen Teilleistungen ergibt das fertige Werk. Das Leistungsverzeichnis ist also genauso genommen eine Produktionsanweisung zur Herstellung des vom Auftragnehmer versprochenen Werks. Die detaillierte Beschrei​bungstechnik beschreibt nicht das fertige Werk, sondern lediglich den Weg der Herstel​lung.

Demgegenüber verzichtet die andere Beschreibungstechnik, die Funktionalbe​schrei​bung, auf die Angabe von Teilleistungen oder Herstellungsdetails. Sie be​schreibt ledig​lich pauschal die fertige vom Auftragnehmer auszuführende Leis​tung nach den vom Auftraggeber geforderten Funktionen, z.B. Lage, Größe, Raumprogramm, Zweck der Beanspruchung, Materialien u.s.w.. Für die Intensität der Funktionalbeschreibung gibt es keine festen Vorgaben oder Richtwerte. Es kommt auf den konkreten Einzelfall. Die Pa​lette reicht von funktionalen Kurzbe​schreibungen wie z.B. schlicht „Wasserhaltung“ (was die Leistungspflicht des Auftragnehmers begründet, sämtliche Maßnahmen zu planen und auszuführen, die für ausreichende Trockenheit der Baugrube erforderlich sind, damit die dort vorgesehenen Bauarbeiten technisch einwandfrei und ungestört ausgeführt wer​den können) bis hin zu mehrere hundert Seiten dicken Leistungsbeschreibungen mit dezidierten Funktions- und Beanspruchungsanforderungen.

Im Übrigen gilt: In der Praxis kommt heute weder die eine noch die andere Be​schrei​bungstechnik in Reinkultur vor. So erfahren detaillierte Leistungsverzeich​nisse in Vor​bemerkungen und sonstigen Vertragsbestandteilen vielfach funktio​nale Komplettierun​gen, umgekehrt enthalten viele dem Grundtyp nach funktio​nale Beschreibungen oft sehr detaillierte Teilleistungsregelungen.  

3.3.1.3
Insgesamt 

Im vereinfachenden Grobüberblick ergibt sich nunmehr folgende Detaillierungs-/ Pau​schalierungs-Grundstruktur:

Leistung  


Vergütung


Vertrag 

detailliert


detailliert


Einheitspreisvertrag/









Stundenlohnvertrag

detailliert


pauschal


Detailpauschalvertrag

pauschal


pauschal


Globalpauschalvertrag

Der Selbstkostenerstattungsvertrag bleibt wegen seiner praktischen Bedeu​tungslosigkeit hier außer Betracht. Denkbar ist auch die Konstellation

pauschal


detailliert,

allerdings ist sie im Bereich der Bauwerkserrichtung nicht besonders häufig. Diese Konstellation betrifft in der Praxis den klassischen Kleinreparaturvertrag, bei dem es Sa​che des Auftragnehmers ist, die Fehlerquelle selbst zu analysieren und zu beseitigen. Die Leistung ist hier in der Regel pauschalfunktional beschrie​ben. Bei Ausfall einer Roll​treppe lautet der Auftrag an den Fachdienst vielfach lediglich sinngemäß: Rolltreppe sachgerecht reparieren und zum Laufen bringen. Die Vergütung bemisst sich dann nach dem hierfür erforderlichen Zeitaufwand und dem für die Reparatur benötigten Material, wobei in der Regel noch An​fahrtskosten hinzukommen. Sie wird also detailliert ermittelt. 

3.3.2 Schnittstellenprobleme

Diese Passage muss ein Baupraktiker übernehmen

3.3.3 Terminüberlegungen

Diese Passage muss noch diskutiert und vergeben werden

3.4 Gängige Modelle und deren Merkmale


Im Folgenden werden gängige Unternehmereinsatzmodelle erörtert. Dies ist eine Pra​xishilfe und sollnicht darüber hinwegtäuschen, dass die Wahl der Unternehmer​einsatz​form grundsätzlich nichts mit Art und Umfang von Detaillierung/Pauschalierung von Preis und Leistung zu tun hat. In beiden Bereichen sind ganz andere Überlegungen anzustel​len. Die Pauschalierung des Preises hat in der Regel mit Kosten- und Vergütungssicher​heit so​wie mit der Ersparnis von Abrechnungsaufwänden zu tun, die Pauschalierung der Leis​tung in der Regel mit Risikoüberlagerung oder unzureichenden Planungsständen. Bei​des sind völlig unterschiedliche Motive, die unabhängig von dem Unter​nehmereinsatz sind. Natürlich kann es sich bei entsprechenden Rahmenbedingungen auch anbieten, mit einen Einzelunternehmer einen Globalpauschalvertrag abzuschließen oder einen GU detailliert zu vergüten. 
Die nachfolgende Grafik müsste noch angepasst werden:
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Abbildung 5: Kooperationsmodelle zur Errichtung von Bauwerken

Pyramide stellt keine Rangfolge dar, sondern Option in Abhängigkeit zur Projektdefinition und Projektstruktur.

Hinweis auf Sub-Merkblatt GMP

Kann der Selbstkostenerstattungsvertrag nicht wegbleiben? Er ist in der Praxis wirklich selten und ihn gleich ganz am Anfang zu behandeln verleiht ihm eine Prominenz, die er meines Erachtens nicht verdient. 
Diskutieren

(Selbstkosten-Erstattungsvertrag und Einzelgewerke

Anwendungsgebiet:

Wenn Bauleistung vor Vertrag nicht eindeutig und erschöpfend bestimmbar
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Abbildung 6: Selbstkosten-Erstattungsvertrag und Einzelgewerke

Merkmale:

Termin: Früher Ausführungsbeginn möglich, da geringe Planungstiefe vorhanden und akzeptiert wird. Hohes Terminrisiko aufgrund fehlender Spezifikation und mehreren Auf​tragnehmern.

Kosten: Höchstes Budget-Risiko aufgrund nicht festgeschriebener Leistungsinhalte und fehlendem Wettbewerb. Sehr hohe Kostentransparenz.

Qualität: Hohe Einflussnahme auf die Detailausführung ohne Änderung des Vertrags möglich.

Organisation: Maximale Bauherrnerfahrung und -ressourcen zur Steuerung der Pro​zesse und Qualität erforderlich, höchste Verantwortung, höchster Kontroll- und Abrech​nungsaufwand.

Planung: Baubegleitende Planung, daher nur sehr geringer Planungsvorlauf erforder​lich.

Gewährleistung: Häufige, oft kurzfristige Änderungen der Bauherrnvorgaben (schwer zu bestimmender Planungsstand) sowie eine Vielzahl von Auftragnehmern (relativ kleine finanzielle Sicherheiten für Einzelgewerke) erhöhen das Gewährleistungsrisiko.)
3.4.1
Einzelgewerke + Einheitspreis-Vertrag 
Universell anwendbar
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Abbildung 7: Einheitspreis-Vertrag + Einzelgewerke

Merkmale:

Termin: Früher Ausführungsbeginn möglich, sofern geringe Gesamtplanungstiefe bei Projektstart akzeptiert wird. Bei den zu vergebenden Einzelgewerken ist eine ausrei​chende Planungstiefe erforderlich. Terminrisiko steigt mit abnehmender Gesamtpla​nungstiefe und steigender Anzahl an Auftragnehmern.

Kosten: Hohes Budget-Risiko aufgrund Mengen- Schnittstellen- und Planungsrisiko (für die nicht vertraglich vereinbarten Leistungsinhalte). Hohe Kostentransparenz. 

Qualität: Bis Vertragsabschluss hohe Einflussnahme auf die Detailausführung über In​halte der Leistungsverzeichnisse möglich.

Organisation: Umfangreiche Bauherrnerfahrung und -ressourcen zur Steuerung der Pro​zesse und Sicherung der Qualität erforderlich. Hohe Verantwortung für Steuerung und Kontrolle sowie hoher Aufwand für Rechnungsprüfung.

Planung: Je Gewerk hoher Detaillierungsgrad mit entsprechendem Planungsvorlauf er​forderlich, baubegleitende Planung möglich.

Gewährleistung: Eine Vielzahl von Auftragnehmern (relativ kleine finanzielle Sicherhei​ten für Einzelgewerke) erhöht das Gewährleistungsrisiko.

3.4.2
Einzelgewerke + Detail-Pauschalvertrag
Anwendung: Wenn Leistung nach Ausführungsart und Umfang genau bestimmt sind und mit Änderungen nicht zu rechnen ist.

Auftragnehmer schuldet die beschriebene Ausführungsart
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Abbildung 8: Detail-Pauschalvertrag + Einzelgewerke

Merkmale:

Termin: Längere Projektvorlaufzeit wegen erforderlicher Planungstiefe. Bei Bündelung von Gewerken reduziertes Terminrisiko aufgrund geringerer Zahl der Auftragnehmer.

Kosten: Reduzierung des Budget-Risikos, durch Übertragung des Mengenrisikos auf den Auftragnehmer (Planungs- und evtl. Schnittstellen-Risiken bleiben) bei hoher Kos​ten​transparenz.

Qualität: Bis Vertragsabschluss hohe Einflussnahme auf die Detailausführung über In​halte der Leistungsverzeichnisse möglich.

Organisation: Umfangreiche Bauherrnerfahrung und -ressourcen zur Steuerung der Pro​zesse und Sicherung der Qualität erforderlich. Hohe Verantwortung für Steuerung und Kontrolle. Durch Pauschalierung reduzierter Aufwand für die Rechnungsprüfung.

Planung: Je Gewerk hoher Detaillierungsgrad mit entsprechendem Planungsvorlauf er​forderlich, baubegleitende Planung möglich.

Gewährleistung: Mit steigendem Bündelungsgrad (geringere Zahl an Auftragnehmern) kann das Gewährleistungsrisiko gesenkt werden (höhere finanzielle Sicherheiten für die einzelnen Gewerke).

3.4.3
Generalunternehmer + Detail-Pauschalvertrag 
Anwendung: wenn Leistung nach Ausführungsart und Umfang genau bestimmt und mit Änderungen nicht zu rechnen ist

Auftragnehmer schuldet die beschriebene Ausführungsart und – nur wenn gesondert vereinbart – alle dafür erforderlichen Leistungen

[image: image9.wmf]Detail

Pauschal

-

Vertrag

EP 1.1

EP 1.1

EP 1.1

EP 

1.1 bis 1.x

Gewerk

1

EP 1.1

EP 1.1

EP 1.1

EP 

2.1 bis 2.y

Gewerk

2

EP 1.1

EP 1.1

EP 1.1

EP 

n

-

1.1 bis n

-

1.z

Gewerk

n

-

1

EP 1.1

EP 1.1

EP 1.1

EP 

n.1 bis 

n.a

Gewerk

n

EP 1.1

EP 1.1

EP 1.1

EP 

1.1 bis 1.x

EP 1.1

EP 1.1

EP 1.1

EP 

1.1 bis 1.x

Gewerk

1

EP 1.1

EP 1.1

EP 1.1

EP 

2.1 bis 2.y

EP 1.1

EP 1.1

EP 1.1

EP 

2.1 bis 2.y

Gewerk

2

EP 1.1

EP 1.1

EP 1.1

EP 

n

-

1.1 bis n

-

1.z

EP 1.1

EP 1.1

EP 1.1

EP 

n

-

1.1 bis n

-

1.z

Gewerk

n

-

1

EP 1.1

EP 1.1

EP 1.1

EP 

n.1 bis 

n.a

EP 1.1

EP 1.1

EP 1.1

EP 

n.1 bis 

n.a

Gewerk

n


Abbildung 9: Detail-Pauschalvertrag + Generalunternehmer

Merkmale:

Termin: Längere Projektvorlaufzeit wegen erforderlicher Planungstiefe über alle Ge​werke. Reduziertes Terminrisiko aufgrund der Übertragung der Gesamtverantwortung für die Bauausführung auf einen Generalunternehmer und frühzeitige vertragliche Vereinba​rung des Gesamtfertigstellungstermins.

Kosten: Reduzierung des Budget-Risikos aufgrund Übertragung der Mengen- und Schnittstellenrisiken auf den Generalunternehmer. Planungsrisiken verbleiben beim Bauherrn. Vertragliche Festlegung der Projektkosten vor Baubeginn. Eine hohe Ände​rungswahrscheinlichkeit für die Leistungsinhalte nach Vertragsabschluss erhöht das Budget-Risiko.

Qualität: Bis Vertragsabschluss hohe Einflussnahme auf die Detailausführung über In​halte der Leistungsverzeichnisse möglich.

Organisation: Hohe Bauherrnerfahrung zur Steuerung des Auftragnehmers und Kon​trolle der Qualität erforderlich, dafür aber geringe Ressourcenbindung.

Planung: Kooperationsmodell für baubegleitende Planung nicht geeignet.

Gewährleistung:  Höchste finanzielle Sicherheit für alle Gewerke da Gesamthaftung durch einen Auftragnehmer (Gewährleistungsbürgschaft).

3.4.4
Generalunternehmer + Global-Pauschalvertrag 

Wenn Leistung nach Ausführungsart und Funktionalität genau bestimmt und mit Ände​rungen nicht zu rechnen ist, Auftragnehmer schuldet funktionierende Leistung
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Abbildung 10: Global-Pauschalvertrag + Qualifizierter Generalunternehmer

Merkmale:

Termin: Reduziertes Terminrisiko aufgrund der Übertragung der Gesamtverantwortung für Planung und Bauausführung auf einen Qualifizierten Generalunternehmer und früh​zeitige vertragliche Vereinbarung des Gesamtfertigstellungstermins.

Kosten: Reduzierung des Budget-Risikos aufgrund Übertragung der Mengen-, Schnitt​stellen- und Planungsrisiken auf den Qualifizierten Generalunternehmer. Vertragliche Festlegung der Projektkosten vor Baubeginn. Eine hohe Änderungswahrscheinlichkeit für die Leistungsinhalte nach Vertragsabschluss erhöht das Budget-Risiko.

Qualität: Der Auftragnehmer schuldet die spezifizierte Funktionalität des Gebäudes. Der Bauherr hat nur geringen Einfluss auf die Detailausführung, da noch kein detailliertes Leistungsverzeichnis vertraglich vereinbart wird. Vertraglich definierte Leitdetails und Referenzobjekte erhöhen die Qualitätssicherung. 

Organisation: Hohe Bauherrnerfahrung zur Steuerung des Auftragnehmers und Kon​trolle der Qualität erforderlich, dafür aber geringe Ressourcenbindung.

Planung: Kooperationsmodell ist vorrangig für funktionale Beschreibung der durch den Auftragnehmer geschuldeten Leistungsinhalte geeignet. Planungsvorlauf vor Vertrags​abschluss nur bis einschließlich Genehmigungsplanung erforderlich.

Gewährleistung:  Höchste finanzielle Sicherheit für alle Gewerke da Gesamthaftung durch einen Auftragnehmer (Gewährleistungsbürgschaft).

3.4.5
Totalunternehmer (1) + Garantierter Maximum Preis Vertrag (GMP) 
Wenn Leistung nach Ausführungsart und Funktionalität genau bestimmt und mit Ände​rungen nicht zu rechnen ist, Auftragnehmer schuldet funktionierende Leistung

[image: image11.jpg]‘—J

Garantierter
Maximum Preis
Vertrag (GMP)

Garantierter Maximum Preis (GMP)

Rrojet- Planun Eigenleistun Flemd:
Management 9 9 9 Leistungen
~Werden
Global -Pauschalpreis (pauschal)
abgerechnet

+ Maximalpreis ist
garantiert

« Vergaben erfolgen
gemeinsam (open
books )

« Budget-
Unterschreitung
wird aufgeteilt
2wischen AG und
AN





Abbildung 11: Garantierter Maximum Preis Vertrag (GMP) + Totalunternehmer (1)

Merkmale:

Termin: Reduziertes Terminrisiko aufgrund der Übertragung der Gesamtverantwortung für Planung und Bauausführung auf einen Qualifizierten Generalunternehmer und früh​zeitige vertragliche Vereinbarung des Gesamtfertigstellungstermins.

Kosten: Reduzierung des Budget-Risikos aufgrund Übertragung der Mengen-, Schnitt​stellen- und Planungsrisiken auf den Qualifizierten Generalunternehmer. Vertragliche Festlegung der Projektkosten vor Baubeginn. Hohe Kostentransparenz für Fremdleis​tungen. Das Kooperationsmodell bietet durch eine vertraglich geregelte Aufteilung von Einsparungen aus Vergaben an Subunternehmer sowie Optimierungen in der Bauaus​führung Anreize zur Kostenreduzierung für Bauherr und Auftragnehmer („Partner​schaftsmodell“). Eine hohe Änderungswahrscheinlichkeit für die Leistungsinhalte nach Vertragsabschluss erhöht auch beim GMP-Modell das Budget-Risiko. 

Qualität: Der Auftragnehmer schuldet die spezifizierte Funktionalität des Gebäudes. Der Bauherr hat nur geringen Einfluss auf die Detailausführung, da noch kein detailliertes Leistungsverzeichnis vertraglich vereinbart wird. Vertraglich definierte Leitdetails und Referenzobjekte sowie die Mitwirkung des Bauherrn bei der Auswahl von Subunterneh​mern erhöhen die Qualitätssicherung. 

Organisation: Hohe Kompetenz des Bauherrn zur Kontrolle des Auftragnehmers, der Qualität und zur Mitwirkung im Vergabeverfahren erforderlich. 

Planung: Kooperationsmodell ist vorrangig für funktionale Beschreibung der durch den Auftragnehmer geschuldeten Leistungsinhalte geeignet. Planungsvorlauf vor Vertrags​abschluss nur bis einschließlich Genehmigungsplanung erforderlich.

Gewährleistung: Höchste finanzielle Sicherheit für alle Gewerke da Gesamthaftung durch einen Auftragnehmer (Gewährleistungsbürgschaft).

3.5
Entscheidungshilfe 

Hier besteht meines Erachtens noch Diskussionsbedarf: zum Einen darüber, ob die Aus​sage in dieser Form nicht missverständlich ist, zum Anderen auch darüber, ob es nicht noch weitere Entscheidungshilfen gibt. Wichtig scheint mir insbesondere zu sein, inwie​weit der Auftraggeber die Planungshoheit behalten will oder – z.B. aus Zeitgründen – kann. . 
Diskutieren

Die Projektreife ist eine wesentliche Entscheidungsgrundlage zur Wahl des Kooperati​onsmodells. Dabei gilt grundsätzlich, dass je höher die Reife eines Projekts (geringe Änderungswahrscheinlichkeit), desto mehr Kooperationsmodelle stehen zur Wahl und desto eher ist eine Vergabe an Kumulativleistungsträger möglich.

Industriebau
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Abbildung 12: Abhängigkeit des Kooperationsmodells von der Projektreife

Tool „Entscheidungsmatrix“

Hilfreich bei der Entscheidungsfindung zur Festlegung einer projekt-adäquaten Wahl des Kooperationsmodells ist die Erarbeitung einer Nutzwertanalyse. Kriterien und deren Ge​wichtung werden im Projektteam festgelegt. Nach diesem Bewertungssystem werden die zur Wahl stehenden Kooperationsmodelle und Vergütungsabreden kategorisiert. Das Ergebnis ist eine nachvollziehbare Dokumentation des Entscheidungsprozesses.
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3.6
Grundsätzliche Überlegungen zum Vertragsschluss 

3.6.1
Allgemeines zum Abschluss von Bauerrichtungsverträgen
3.6.1.1
Angebot und Annahme 

Bau-, Architekten- und Ingenieurverträge kommen - wie alle Verträge - durch Angebot und Annahme zustande. Eine Form ist nicht vorgeschrieben; sie können auch mündlich wirksam abgeschlossen werden. Etwas anderes gilt dann, wenn die Parteien etwaige Streitigkei​ten im Wege eines Schiedsvertrages nach § 1029 ZPO regeln wollen; für diesen schreibt das Gesetz Schriftform vor. Grundstücksveräußerungsverträge können nur in notariell beurkundeter Form abgeschlossen werden, § 311 b BGB. Dieses Form​erfordernis kann sich auf den gesamten Vertragsinhalt erstrecken, somit auch auf den werkvertraglichen Teil, wie z.B. beim Bauträgervertrag.

Der Antrag oder das Angebot muss den Gegenstand und den Inhalt des beabsichtigten Vertrages so genau bestimmbar bezeichnen, dass er vom Empfänger des Angebots mit "Ja" angenommen werden kann. Eine private oder öffentliche Ausschreibung von Bau​leistungen ist regelmäßig selbst noch kein Angebot, sondern nur die Aufforderung zur Abgabe von Angeboten.

3.6.1.2
Bindung an das Angebot

Wer einem anderen die Schließung eines Bau- Architekten- oder Ingenieurvertrags an​bietet, ist für die Dauer einer etwaigen Annahmefrist an den Antrag gebunden. 

Das einem Anwesenden oder telefonisch gemachte Angebot kann nur sofort angenom​men werden. Geschieht das nicht, gilt das Angebot als abgelehnt; eine etwaige verspä​tete Annahme gilt als neuer Antrag, § 150 Abs. 1 BGB. Im Baubereich sollte die münd​liche Auftragserteilung aus Beweisgründen grundsätzlich vermieden werden. Umfang​reichere Bau- oder Planungsleistungen werden in der Regel auf ein schriftliches Angebot hin ver​geben, das dem Auftraggeber per Post zugesandt wird. Ein solches, einem Ab​wesenden ge​machtes Angebot kann - sofern keine Frist vereinbart wurde - nur bis zu dem Zeit​punkt angenommen werden, in welchem der Anbietende den Eingang der Ant​wort unter re​gelmäßigen Umständen erwarten darf.  Wann das ist, hängt von Art und Umfang des Auftrags ab. 

Angebotsbindefristen können vereinbart werden. Geschieht das formularmäßig, verbie​tet § 308 Nr. 1 BGB unangemessen lange oder nicht hinreichend be​stimmte Bindefris​ten. Für die Angemessenheit gibt § 19 Abs. 2 VOB/A einen gewissen Anhaltspunkt: danach soll die Zuschlagsfrist für eine Bauleistung nicht mehr als 30 Kalendertage betragen; für eine längere Angebotsbindung sollte es also sachliche Gründe geben. 

Die Angebotsbindung ist, sofern sie wirksam vereinbart wurde, selbstredend verbind​lich. Während der Bindefrist kann sich der gebundene Anbietende - abgesehen von eng be​grenzten rechtlichen Ausnahmen (z.B. bei bestehendem Anfechtungsrecht) - nicht von dem Angebot lösen, auch wenn sich inzwischen herausgestellt hat, dass das Angebot ungünstig war. 

3.6.1.3
Erweiterungen, Einschränkungen, sonstige Änderungen

Das Angebot gilt als abgelehnt, wenn es unter Erweiterungen, Einschränkungen oder sonstigen Änderungen angenommen wird, § 150 Abs. 2 BGB. 

Den Grundsatz des § 150 Abs. 2 BGB hat der BGH mit Urteil vom 24.02.2005 – VII ZR 141/03 (BauR 2005, 857) auch auf den Fall angewandt,  dass der Auftraggeber das An​gebot des Auftragnehmers mit der Maßgabe an​nimmt, dass eine neue Bauzeit festgelegt wird. Der nunmehr neue Auftrag kann dadurch angenommen werden, dass der Auftrag​nehmer mit dem Auftraggeber einen auf die neue Bauzeit abgestimmten Bauzeitenplan vereinbart.

Die Annahme des Angebots ist, genauso wie das Angebot selbst, eine empfangsbedürf​tige Willenserklärung, welche mit Zugang wirksam wird. Der Zuschlag in einem Aus​schreibungsverfahren ist nichts anderes, als eine besondere Form der Annahmeerklä​rung.

3.6.1.4
Keine Erstattung von Angebotskosten ohne Vereinbarung

Erstellt ein Fachunternehmer das Leistungsverzeichnis selbst und erhält er anschließend den Auftrag mit der Ausführung der beschriebenen Arbeiten nicht, so besteht kein An​spruch auf Vergütung für das Erstellen der Leistungsbeschreibung. In der Aufforderung zur Abgabe eines Angebots, ohne gleichzeitige Übersendung eines Leistungsverzeich​nisses sieht die Rechtsprechung einhellig kein stillschweigendes Angebot gegen Ver​gütung ein Leistungsverzeichnis zu erstellen. Ein Anspruch auf Vergütung besteht nur, wenn diese zwischen den Parteien vereinbart ist (OLG Hamm BauR 1975, 418; BGH BauR 1979, 509).

3.6.2
Stellvertretung 

Nach § 164 Abs. 1 BGB wirkt  eine Willenserklärung, die jemand innerhalb der ihm zu​stehenden Vertretungsmacht im Namen des Vertretenen abgibt, unmittelbar für und ge​gen den Vertretenen. Es macht dabei keinen Unterschied, ob die Erklärung ausdrücklich im Namen des Vertretenen erfolgt oder ob die Umstände ergeben, dass sie in dessen Namen erfolgen soll. 

3.6.2.1
Die Vollmacht des Projekt(kern)teams und anderen Mitarbeitern des Auftraggebers
Gesellschaftsvertretung durch die Organe der Gesellschaft

Ausdrückliche Vollmachtserteilung

Handlungsvollmacht nah HGB
3.6.2.2
Die Vollmacht von Projektsteuerern, Architekten oder Ingenieuren
Die gesamte Vollmachtspassage muss noch überarbeitet und gekürzt werden
Oppler

Ausdrücklich erteilte Architekten- oder Ingenieurvollmacht

Hat der Auftraggeber dem Architekten oder dem Ingenieur Vollmacht erteilt, ihn umfas​send rechtsgeschäft​lich auf der Baustelle zu vertreten, treffen die Wirkungen aller rechtsgeschäftlichen Er​klärungen, die der Architekt/Ingenieur für den Auftraggeber auf der Baustelle abgibt, unmittelbar diesen. 

Für die Wirksamkeit der Vollmachtserteilung ist es dabei unerheblich, ob sie gegenüber dem Architekten/Ingenieur oder dem Bauunternehmer - beispielsweise durch Erwähnung im Bau​vertrag - erteilt wird. Wichtig ist allerdings, dass der Umfang der Vollmacht un​missver​ständlich festgelegt wird. In der Praxis finden sich, gerade in Bauverträgen, vielfach nichtssagende Formulierungen wie „Vertreter des Bauherrn ist Architekt X“. Sol​che Formulierungen besagen über den Umfang der Vollmachtserteilung nichts und wer​den in der Regel eng ausgelegt, nämlich auf die alleinige Weisungsbefugnis im techni​schen Bereich. Rechtsgeschäftliche Verpflichtungen des Bauherrn sind hiervon nicht erfasst. Hierfür müsste etwa formuliert werden „Architekt X ist bevollmächtigt, den Auf​tragge​ber Y bei Rechtsgeschäften aller Art, die das Bauvorhaben ... betreffen zu vertre​ten“.

Begrenzung möglich

Ob eine derartig umfassende Vollmachtserteilung allerdings sinnvoll ist, ist aus Gründen des Auftraggeberschutzes höchst zweifelhaft. Es besteht aber auch die Möglichkeit, dem Architekten/Ingenieur eine beschränkte Vollmacht zu erteilen, d.h. eine Vollmacht, die zunächst auf bestimmte Arten von Rechtsgeschäften beschränkt ist, z.B. auf Ände​rungsanordnun​gen bzgl. des Bauentwurfs oder die Erteilung von Zusatzaufträgen und die noch einmal eine wirtschaftliche Obergrenze enthält, beispielsweise: „Architekt X ist bevollmächtigt, namens und im Auftrag des Auftraggebers Y Änderungen des Bauent​wurfs im Sinne des § 1 Nr. 3 VOB/B anzuordnen oder Zusatzaufträge im Sinne des § 1 Nr. 4 VOB/B zu er​teilen. Die finanzielle Verpflichtung des Auftraggebers darf hierbei 1 % der Auftrags​summe je Einzelfall, insgesamt höchstens 10 % der Auftragssumme nicht übersteigen“. 

Für darüber hinausgehende Aufträge muss dann eben eine gesonderte Vollmacht des Auftraggebers eingeholt werden. Ebenso kann der Architekt/Ingenieur beschränkt zur Vornahme weiterer rechtsgeschäftlicher Erklärungen bevollmächtigt werden beispiels​weise zur rechtsgeschäftlichen Abnahme bestimmter, vielleicht untergeordneter Ge​werke oder zum Vorbehalt von Vertragsstrafeansprüchen o. ä.

Die ausdrückliche Regelung der Vollmachtsfrage ist sinnvoll.

Befugnisse des Architekten/Ingenieurs bei nicht ausdrücklich erteilter Vollmacht

Rechtsgeschäftliche Erklärungen entfalten auch Wirkung, wenn sie nicht ausdrücklich sondern durch schlüssiges Verhalten abgegeben werden. Natürlich ist eine ausdrückli​che Erklärung immer besser, weil die Reichweite einer durch schlüssiges Verhalten ab​gege​benen Erklärung in der Regel durch Auslegung ermittelt werden muss und deshalb mit Rechtsunsicherheiten behaftet ist.

So verhält es sich auch bei der Architekten- / Ingenieurvollmacht. Auch diese kann durch schlüssi​ges Verhalten erklärt werden. Man ist sich einig, dass mit der Beauftragung des Archi​tekten/Ingenieurs zur Objektüberwachung schlüssig seine Bevollmächtigung mit einzelnen Maß​nahmen verbunden ist, ohne die er seinen Auftrag gar nicht erfüllen kann. So wird der mit der Objektüberwachung betraute Architekt/Ingenieur auch ohne aus​drückliche Erwähnung als bevollmächtigt angesehen, gegenüber den Bauunternehmern die zur vertragsgerechten und mangelfreien Bauwerkserrichtung gebotenen Weisungen zu erteilen, Werkleistun​gen technisch abzunehmen, Massenfeststellungen zu treffen oder Mängelrügen auszu​sprechen. Für diese Art der schlüssig erteilten Vollmacht hat sich der  -umstrittene - Begriff „originäre“ Architektenvollmacht eingebürgert.

Diese schlüssig erteilte Architektenvollmacht erschöpft sich allerdings in der technischen Seite. Sie erstreckt sich regelmäßig nicht auf wirtschaftliche oder finanzielle Belange des Auftraggebers. 

Danach ist der Architekt/Ingenieur ohne ausdrückliche Vollmachtserteilung insbesondere nicht be​fugt:

--
Vereinbarungen zwischen Auftraggeber und Bauunternehmer zu ändern oder Zu​satzaufträge zu erteilen. Etwas anderes kann im Einzelfall ausnahmsweise für wirtschaftlich unbedeutende Änderungen oder Zusatzaufträge gelten.

--
Forderungen des Unternehmers für den Auftraggeber rechtsverbindlich anzuerken​nen oder für diesen Vergleiche abzuschließen;

--
Bauunternehmerleistungen rechtsgeschäftlich abzunehmen;

--
Auf Gewährleistungsansprüche des Auftraggebers oder sonstige Einwendungen zu verzichten;

--
vertraglich festgelegte Fertigstellungstermine zu ändern;

--
Ersatzvornahmeleistungen für den Auftraggeber in Auftrag zu geben.

Trotz der einprägsamen Grenzziehung zwischen technischen und wirtschaftlichen Be​reichen ist der Umfang der schlüssig erteilten Architekten- / Ingenieurvollmacht gerade in Grenzbereichen keineswegs unstrittig. So streitet man beispielsweise darüber, ob der Architekt befugt ist, bei beauftragten Stundenlohnarbeiten Regieberichte anzuerkennen; auch kann durchaus streitig sein, ob und in welchem Umfang der Architekt im Einzelfall bevoll​mächtigt ist, kleinere vergütungspflichtige Änderungsanordnungen oder Zusatz​aufträge zu erteilen. Eine ausdrückliche Regelung der Vertretungsbefug​nisse des Archi​tekten/Ingenieurs ist deshalb mehr als empfehlenswert.

3.6.3
Bedeutung und Wirkung des AGB-Rechts 

Das Recht der Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB-Recht) ist in den §§ 305 bis 310 BGB geregelt. Es enthält zum Schutz der Vertragpartner von AGB-Verwendern ein​schneidende Bestimmungen mit weit reichenden Wirkungen.

Das AGB-Recht ist immer dann von Bedeutung, wenn Verträge, Vertragsbestandteile oder einzelne Vertragsklauseln mehrfach verwendet werden. Genau das ist bei Bauer​richtungsverträgen, insbesondere bei Bau-, Architekten- und Ingenieurverträge im pro​fessionellen Baubereich, wozu selbstredend auch der Industriebau gehört, in aller Regel der Fall. Wer in diesem Bereich mit Gestaltung oder Prüfung von Bau-, Architek​ten- und Ingenieurverträgen befasst ist, muss zwangsläufig die Bestimmungen des AGB-Rechts beachten. 

3.6.3.1 Allgemeine Geschäftsbedingungen

Allgemeine Geschäftsbedingungen liegen dann vor, wenn eine Vertragspartei (Verwen​der) Vertragsbedingungen einseitig vorformuliert um sie bei mehreren Gelegen​heiten ihren Vertragspartnern zum Vertragsabschluss vorzulegen. Diese Absicht zur sog. Viel​fachverwendung liegt bereits dann vor, wenn beabsichtigt ist, Vertragsbedingungen min​destens 3-mal zu verwenden. Davon ist bei den Verträgen der gewerblichen Bauwirt​schaft in aller Regel auszugehen. Alle die in diesem Bereich verwendeten Vertragsmus​ter unterfallen in der Regel dem AGB-Gesetz. Verwender ist hierbei häufig der Auftrag​geber, weil die Verdingungsunterlagen aus seinem Lager kommen und dem Unterneh​mer zur Angebotsabgabe vorgelegt werden.

Das Gegenstück zur Allgemeinen Geschäftsbedingung (Formularklausel) ist die Indivi​dualvereinbarung. Hierbei handelt es sich um eine vertragliche Regelung, die - auch wenn sie einseitig vorformuliert wurde - nicht zur Vielfachverwendung bestimmt ist, son​dern nur einen konkreten Einzelfall regelt. Hierunter fallen meist Bestimmungen, die sich auf einmalige Spezialitäten des konkreten Bauvorhabens beziehen. 

Formularklauseln, also zur Vielfachverwendung gedachte Bestimmungen, können nach​träglich zur Individualvereinbarung werden, wenn sie von den Parteien im einzelnen ausgehandelt werden; sie unterfallen dann nicht dem AGB-Gesetz, § 1 Abs. 2 AGBG. Allerdings sind an das Aushandeln so hohe Anforderungen zu stellen, dass es in der Praxis so gut wie nicht vorkommt. Nähere Erörterung kann also hier vernachlässigt wer​den. Nur soviel: Ein Aushandeln liegt natürlich noch nicht vor, wenn der Auftraggeber seine schlimmsten Formularklauseln handschriftlich in die Verdingungsunterlagen auf​nimmt und Verhandlungsprotokoll darüber schreibt. Solange dem Unternehmer keine echte Gestaltungsfreiheit zur Wahrnehmung seiner Interessen eingeräumt wird, bleibt das AGB-Gesetz auch hier anwendbar.

3.6.3.2
Die wichtigsten Kontrollmechanismen des AGB-Rechts

a) Einbeziehungskontrolle

Allgemeine Geschäftsbedingungen werden überhaupt nur dann Vertragsinhalt, wenn sie wirksam in den Vertrag einbezogen wurden. § 305 Abs. 2 BGB fordert hierfür,

--
dass auf die Geltung Allgemeiner Geschäftsbedingungen ausdrücklich hingewie​sen wird; 

--
dass dem Vertragspartner zumutbare Kenntnisnahmemöglichkeit verschafft wird

--
und dass der Vertragspartner mit ihrer Geltung einverstanden ist.

Für Bauerrichtungsverträge braucht hier nicht groß differenziert zu werden, welche un​terschiedlichen Anforderungen hierbei gegenüber Unternehmern und Verbrauchern be​stehen. Für die Praxis ist ausnahmslos zu raten:

Vertragsbedingungen außerhalb des Vertragswerks, die Bestandteil des Bauvertrags werden sollen, sind als solche ausdrücklich zu kennzeichnen und im Bauvertrag einzeln und unmissverständlich zu erwähnen mit dem Hinweis darauf, dass sie Vertragsbe​standteil sind. Sie sind darüber hinaus vor Vertragsschluss vollständig zu übergeben, damit der Vertragspartner in zumutbarer Weise von ihrem Inhalt Kenntnis nehmen kann. Nur so kann Streit und Rechtsunsicherheit vermieden werden.

b) Transparenzkontrolle:

Der Verwender Allgemeiner Geschäftsbedingungen muss das Klauselwerk so gestalten, dass der Vertragspartner, der an der Gestaltung ja nicht beteiligt ist, mühelos erkennen kann, welche Rechte und Pflichten ihn nach dem Vertragswerk treffen. Das Gebot der Transparenz zieht sich durch das ganze AGB-Recht und findet in ihm an verschiedenen Stellen unterschiedliche Ausprägung, z.B. in § 305 Abs.2 BGB (Möglichkeit zumutbarer Kenntnisnahme), § 305 c Abs. 1 BGB (Verbot überraschender Klauseln), § 305 c Abs. 2 BGB (kundenfreundlichste Auslegung) sowie in § 307 Abs. 1 und Abs. 3 BGB (Inhalts​kontrolle). Die Wirkungen sind unterschiedlich, je nach dem, wo man den konkreten Transparenzverstoß ansiedelt. Klauselwerke oder Klauseln, bei denen sich der Ver​tragspartner nicht in zumutbarer Weise über seine Rechte und Pflichten vergewissern kann (weil sie beispielsweise unleserlich oder besonders unübersichtlich und wider​sprüchlich oder sonstwie unverständlich, z.B. durch Verwendung ungebräuchlicher juris​tischer oder technischer Fachausdrücke sind), werden überhaupt nicht Vertragsinhalt oder sind zumindest nach § 307 Abs. 1 und 3 BGB unwirksam. Die Gefahr fehlender Transparenz ist am Bau ganz besonders groß, nachdem dem Bauvertrag vielfach Ver​dingungsunterlagen von hunderten von Seiten zugrunde gelegt werden, die aus ver​schiedensten Bestandteilen unterschiedlicher Herkunft bestehen und die reihenweise Überschneidungen und Widersprüche enthalten. Einem Bauhandwerker kann nach zu​treffender Rechtsauffassung nicht zugemutet werden, schon vor Abschluss eines Bau​vertrages ein ganzes Juristenteam zu beschäftigen um den Vertragsinhalt klären zu las​sen. Auch überraschende Klauseln (§ 305 c Abs. 1 BGB) werden nicht Vertragsinhalt. Hierbei handelt es sich vor allem um Klauseln, die entweder gemessen am Vertrags​zweck oder an der Stelle, an der sie sich im Vertrag befinden, so ungewöhnlich sind, dass der Vertragspartner nicht mit Ihnen zu rechnen braucht und dadurch überrumpelt wird.

c) Inhaltskontrolle:

Im Rahmen der Inhaltskontrolle werden die verwendeten Allgemeinen

Geschäftsbedingungen  daraufhin überprüft, ob sie nach dem AGB-Recht wirksam sind oder nicht. Danach sind - auf den einfachsten Nenner gebracht - alle Regelungen in All​gemeinen Geschäftsbedingungen unwirksam, die den Vertragspartner des Verwenders entgegen dem Grundsatz von Treu und Glauben unangemessen benachteiligen. Sie gelten einfach nicht und werden behandelt, als seien sie nicht existent. An die Stelle ei​ner unwirksamen Klausel tritt die Regelung des Gesetzes. Das AGB-Gesetz trägt damit dem Rechtsgedanken Rechnung, dass derjenige, der das Recht für sich in Anspruch nimmt, einen für beide Parteien verbindlichen Vertrag einseitig auszugestalten, auch die Interessen seines Vertragspartners im Auge haben muss. 

Wichtig ist:

Die Inhaltskontrollvorschriften des AGB-Rechts gelten aber nicht für alle Vertragsklau​seln. Nach § 307 Abs. 3 BGB erstreckt sich die AGB-rechtliche Inhaltskontrolle nicht auf die vertraglichen Hauptleistungspflichten, insbesondere nicht auf  Leistungsbeschrei​bung und Vergütungsvereinbarung. Kontrollfähig sind demgegenüber jedoch Nebenab​reden, die in die Leistungsbeschreibung eingreifen und diese verändern oder aushöhlen. Hierzu zählen beispielsweise Klauseln über die Bemessung oder Änderung des Entgelts durch eine Vertragspartei, z.B. Zahlungsbedingungen, Fälligkeits- und Wertsicherungs​klauseln, zum Teil auch die Vereinbarung besonderer Preiszuschläge sowie Preisvorbe​halte und Preisanpassungsklauseln. 

Die Abgrenzung, ob es sich im Einzelfall um Angaben zur kontrollfreien Leis​tungsbe​schreibung oder zu kontrollierbaren Nebenabreden handelt, kann be​trächtliche Schwie​rigkeiten machen. Allerdings kann hierfür bei der Formulierung der Verdingungsunterla​gen eine Menge getan werden. Das beginnt bereits damit, dass Leistungspflichten und deren Umfang als solche deutlich gekennzeichnet und nicht in Vorbemerkungen oder sonstigen Vertragsbestimmungen versteckt werden, vielleicht sogar in der Hoffnung, der Unternehmer werde sie bei der An​gebotskalkulation nicht berücksichtigen. 

Allgemeine Geschäftsbedingungen oder Formularklauseln sind im Streitfall von den Ge​richten auf ihre Wirksamkeit im Licht des AGB-Rechts von Amts wegen zu überprüfen. Es spielt deshalb für die Wirksamkeit des Vertragsinhalts und die hieraus entstehenden gegenseitigen Rechte und Pflichten der Vertragsparteien eine maßgebliche Rolle, ob der Vertrag oder einzelne Klauseln dem AGB-Recht unterfallen. 

3.6.4
Werk- und Dienstvertrag

Ein Vertrag, in dem sich der Auftragnehmer verpflichtet, einen bestimmten Werkerfolg herbeizuführen ist ein Werkvertrag. Der Auftragnehmer hat dann, ohne dass es auf et​waiges Verschulden seinerseits ankäme, dafür einzustehen, dass der versprochene Er​folg eintritt. 

Dem gegenüber ist der Dienstvertrag ein Vertrag, in dem sich der Auftragnehmer zu ei​ner bestimmten Tätigkeit gegenüber dem Auftraggeber verpflichtet, ohne dass es für die ordentliche Erfüllung des Vertrags darauf ankäme, dass ein durch die auftragnehmeri​sche Tätigkeit erhoffter Erfolg tatsächlich eintritt. Der Auftragnehmer haftet hier nicht für den Erfolgseintritt sondern für die sachgerechte Erbringung seiner Leistung nach allen Regeln der jeweils einschlägigen Kunst oder Technik. 

Die Abgrenzung zwischen Dienst- und Werkvertrag kann im Einzelfall beträchtliche Schwierigkeiten bereiten. Auch gibt es Verträge, die sowohl dienst- als auch werkver​tragliche Elemente enthalten. 

Für die Einordnung als Dienst- oder Werkvertrag ist es gleichgültig, wie die Parteien den Vertrag bezeichnen, weil die Vertragstypen des BGB (der Dienstvertrag ist in §§ 611 ff BGB geregelt, der Werkvertrag in §§ 631 ff BGB) tatsächliche Lebenssachverhalte re​geln, und es für die Einordnung nicht darauf ankommt, ob die Vertragsparteien den Le​benssachverhalt falsch oder richtig bezeichnet haben.

Bauverträge, also Verträge, in denen sich Auftragnehmer zur Erbringung von Bauleis​tungen (nach der Rechtsprechung des BGH Leistungen, mit denen Bauwerke unmittel​bar geschaffen, erhalten oder geändert werden) verpflichten, sind regel​mäßig Werkver​träge. 

Auch Architektenverträge und Ingenieurverträge, mit denen sich Auftragnehmer zu  ein​schlägigen Planungs- und/oder Überwachungsleistungen verpflichten, sind nach Auffas​sung des BGB in aller Regel  Werkverträge. Allerdings kommt es auch hier – wie immer – auf den konkreten Vertraginhalt an. So hat der BGH (Urteil vom 6.4.1995 – VII ZR 36/94) den Vertrag eines als freier Mitarbeiter und überwiegend beratend tätigen Pro​jektingenieurs für Mess- und Regelungstechnik als Dienstvertrag bewertet. Gleiches hätte auch für einen Architekten, der sich vertraglich nur zu Beratungsleistungen ver​pflichtet, zu gelten.

Auch beim Projektsteuerervertrag kommt es für die Beurteilung auf den konkreten Ver​tragsinhalt und die dem Projektsteuerer konkret übertragenen Aufgaben und nicht auf die Bezeichnung als „Vertrag über Projektsteuerungsleistungen“ an. So hat der BGH in der Entscheidung vom 10.6.1999 – VII ZR 215/98 zur Rechtsnatur des Projektsteue​rungsvertrags ausdrücklich klargestellt:

a) Ob auf einen Projektsteuerungsvertrag das Recht des Dienst- oder Werkver​trages anwendbar ist, ergibt die Auslegung der vertraglichen Vereinbarung. 

b) Hat der Projektsteuerer verschiedene Aufgaben übernommen, ist Werkver​tragsrecht anwendbar, wenn die erfolgsorientierten Aufgaben dermaßen über​wiegen, dass sie den Vertrag prägen. 

c) Werkvertragsrecht ist anwendbar, wenn die zentrale Aufgabe des Projektsteu​erers die technische Bauüberwachung eines Generalübernehmers ist.

Demgegenüber hat der BGH auf die vertragliche Verpflichtung eines Projektsteuerers, ein bestimmtes Objekt wirtschaftlich und kostenreduzierend abzuwickeln in der Ent​scheidung vom 26.1.1995 – VII ZR 49/94 Dienstvertragsrecht angewandt, weil er in dem Ziel der Kosteneinsparung gerade keine werkvertragliche Erfolgsverpflichtung erkennen konnte. Durch die sachgerechte Tätigkeit des Projektsteuerers waren Kostenreduzierun​gen lediglich erhofft aber nicht vertraglich geschuldet. Dabei wäre es ein gravierender Fehler, nun anzunehmen, dass sich für den Projektsteuerer hieraus beträchtliche Haf​tungserleichterungen ergäben. Die Tätigkeiten, die der Projektsteuerer entfalten muss um das vertragliche Ziel der Kostenreduzierung tatsächlich zu verwirklichen, sind auch im Dienstvertragbereich beträchtlich und unterliegen strengen Leistungs- und Haftungs​anforderungen. Auch wenn die Kostenreduzierungen nicht als werkvertraglicher Erfolg geschuldet sind, muss sich der Projektsteuerer im Fall ihres Ausbleibens fragen lassen, ob dies nicht auf Defizite seiner vertraglichen Leistung zurückzuführen ist.

Auf jeden Fall ist und bleibt die Abgrenzung zwischen Dient- und Werkvertrag schwierig. 

Dennoch ist sie bedeutsam wegen der gravierenden Unterschiede zwischen dem Dienst- und dem Werkvertragsrecht; insbesondere gilt:

--
Das Dienstvertragsrecht kennt nicht die verschuldensunabhängige Erfolgshaftung des Werkvertrags; im Dienstvertrag hat der Dienstverpflichtete Schadensersatz zu leisten, wenn er seine Vertragspflichten schuldhaft verletzt hat;

--
dem Dienstvertragsrecht ist die Pflicht des Auftraggebers, dem Auftragnehmer Nacherfüllung zu ermöglichen, fremd

--
Dienst- und Werkvertragrecht haben unterschiedliche Zahlungsregelungen

--
beim Dienstvertrag gibt es keine Abnahme und demnach auch keine Abnahmewir​kungen

--
ein Vergütungssicherungsanspruch des Auftragnehmers, der demjenigen aus § 648 a BGB im Werkvertragsrecht vergleichbar wäre, existiert beim Dienstver​trag nicht; auch keine Bauhandwerkersicherungshypothek

--
beim Dienstvertrag gibt es auch kein freies, also jederzeitiges Kündigungsrecht des Auftraggebers wie beim Werkvertrag

3.6.5
Vertragsbestandteile und Rangfolgeregelungen

3.6.5.1
Vertragsbestandteile

Es entspricht der Vertragskultur am Bau, dass Bauerrichtungsverträge in der Regel aus unterschiedlichen Vertragsbestandteilen zusammengesetzt werden. Von zentraler Be​deutung ist es dabei, dass alle Unterlagen, die Bestandteil des Vertrags werden sollen, in dem vertraglichen Hauptdokument, das dann die rechtsverbindlichen Unterschriften der Vertragsparteien trägt, exakt und unmissverständlich bezeichnet werden. Das gilt für Bau-, Architekten-, Ingenieur- und Projektsteuerungsverträge gleichermaßen. 

Als Vertragsbestandteile kommen insbesondere in Betracht: 

-- Der Bau-, Architekten-, Ingenieur-  oder Projektsteuerungsvertrag als solcher

-- Verhandlungsprotokolle

-- bestimmter, im Zweifel genau zu bezeichnender vertragsrelevanter Schriftverkehr

-- Leistungsbeschreibung in welcher Form auch immer mit allen Bestandteilen 

    einschließlich Vorbemerkungen und Technischen Vorbemerkungen

-- die Pläne, am besten gemäß exakter Kennzeichnung in einem Planverzeichnis

-- Leitbaubeschreibung  

-- Amtlicher Lageplan, Bebauungsplan usw. 


-- Besondere Vertragsbedingungen (BVB)

-- Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen (ZTV)

-- Zusätzliche Vertragsbedingungen (ZVB), die im Planerbereich häufig Allgemeine 

    Vertragsbedingungen genannt  werden

-- Baugenehmigung einschließlich Anlagen, Auflagen und Bedingungen oder andere 

    behördliche Bescheide, Vereinbarungen usw.

-- etwaige Flächenberechnungen

-- Terminpläne, z.B. Rahmenterminplan, Detailterminplan, Planlieferterminplan

-- Zahlungsplan 

-- Baustelleneinrichtungsplan

-- Kapazitäts- und Einsatzplan

-- Kostenermittlungen


-- Raumprogramm


-- Spartenpläne 


-- Umweltleitlinien 


-- Formblätter des AG, z.B. zur Kostenkontrolle, zur Mangeldokumentation etc. 


-- Projekthandbuch

-- Baugrundgutachten

-- Beweissicherungsgutachten 

-- Bürgschaftsmuster 

-- VOB/C und VOB/B 

3.6.5.2
 Rangfolgeregelungen

In den meisten Verträgen befinden sich Rangfolgeregelungen, in denen die Geltungsrei​henfolge der einzelnen Vertragsbestandteile für den Fall etwaiger  Widersprüche fest​gelegt wird. Die Wirkung solcher Rangfolgeregelungen wird in der Praxis deutlich über​schätzt. Nach Auffassung des BGH (Urteil vom 21. März 1991 - VII ZR 110/90; Urteil vom 11. März 1999 - VII ZR 179/98) geht die sachgerechte Auslegung des Vertragspa​kets und zwar nach allgemeinen Auslegungsregeln (z.B. Spezialregelung gilt vor Allge​meinregelung) einer vertraglichen Rangfolgeregelung vor. Diese entfaltet erst dann Wir​kung, wenn mit Hilfe von allgemeinen Auslegungsgrundsätzen der Widerspruch nicht aufgelöst werden kann. Dennoch sollte auf die Festlegung von Rangfolgen nicht ver​zichtet werden.

Bei Bestellungen wenig komplexer Bauleistungen könnte die Reihenfolge z. B. wie folgt festgelegt werden:


Bestellung

Auftrags- und Zahlungsbedingungen des Auftraggebers 

Verhandlungsprotokoll

LV (Leistungsverzeichnis)

allgemeine Technischen Vertragsbedingungen für Bauleistungen VOB/C 

allgemeine Vertragsbedingungen für die Ausführung von Bauleistungen VOB/B

Bei komplexeren oder größeren Projekten werden in der Regel zusätzliche projektspezi​fische Vereinbarungen geschlossen in Form von

BVB (besondere Vertragsbedingungen)

und weitere unter Ziff. 4.2.2.1 genannte Vertragsbestandteile verwendet

Wichtig ist, dass auf eine inhaltliche Abgrenzung der Vertragsbestandteile geachtet wird. 

3.6.6
Die VOB als zentraler Vertragsbestandteil von Bauverträgen

3.6.6.1 Allgemeines

Die VOB ist die Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (ehemals „Verdin​gungsordnung für Bauleistungen“). Sie enthält in den drei Teilen A, B und C unterschied​liche Regeln, die gezielt auf die Rechts- und Sachprobleme bei der Vergabe von Bau​leistungen sowie der Herstellung, Instandhaltung, Änderung oder Beseitigung baulicher Anlagen zugeschnitten sind.  

Natürlich besteht zwischen den drei Teilen der VOB ein Zusammenhang. Dies darf aber nicht darüber hinweg täuschen, dass es sich bei den VOB-Teilen A, B und C um jeweils selbständige Regelwerke mit unterschiedlichen Regelungszielen und weitgehend auch unterschiedlichem Rechtscharakter handelt.

3.6.6.2
Die drei Teile der VOB

VOB Teil A: Allgemeine Bestimmungen für die Vergabe von Bauleistungen

In diesem Teil der VOB finden sich – in vier Abschnitte gegliedert- Vorschriften zur Re​gelung des Vergabeverfahrens der öffentlichen Hand, soweit es diesbezüglich um den „Einkauf“ von Bauleistungen geht. Der Regelungsbereich der Vergabebestimmungen der VOB-A endet mit Beendigung des Vergabeverfahrens, also im Wesentlichen mit dem Vertragsschluss, d.h. mit dem Zuschlag durch den öffentlichen Auftraggeber und die mit seiner Erteilung zusammenhängenden Formalien. Sicherlich gibt es verschiedene Ver​zahnungen der VOB-A auch mit dem Ausführungsstadium. Die konkrete Wirkung einzel​ner Vorschriften aus dem A-Teil auf den Vertragsinhalt und die wechselseitigen Leis​tungspflichten der Vertragsparteien ist in einzelnen Bereichen nicht unstrittig, so z.B. bei dem Gebot zur erschöpfenden Leistungsbeschreibung nach § 9 VOB/A. 

Mittlerweile hat sich das Vergaberecht zu einer bedeutsamen rechtlichen Spezialmaterie entwickelt. 
Auch nichtöffentliche Bauherren von Industriebauten können zur Anwendung der Verga​bevorschriften verpflichtet sein, wenn sie öffentliche Mittel, insbesondere Fördergelder in Anspruch nehmen.
VOB Teil B: Allgemeine Vertragsbedingungen für die Ausführung von Bauleistun​gen

Die VOB/B ist ein bereitliegendes Bauvertragsmuster, das die Vertragsparteien zum Vertragsinhalt machen können, was in der Regel zu empfehlen ist. Die öffentliche Hand ist auf Grund der Verweisung der Vergabeverordnung auf die VOB/A und dem dortigen § 10 Nr. 1 Abs. 2 VOB/A zur Anwendung der VOB/B verpflichtet. 

Die VOB/B regelt den Zeitraum der „Bauabwicklung“, also die Phase vom Vertrags​schluss bis zur Erfüllung aller wechselseitigen Vertragspflichten. Dazu gehören auch Ansprüche aus dem Zeitraum nach Abnahme der Bauleistung, etwa (Schluss)zahlungs- und Mängelansprüche oder Ansprüche auf Rückgabe von Sicherheiten.

VOB Teil C: Allgemeine Technische Vertragsbedingungen für Bauleistungen 

In der VOB/C finden sich die Allgemeinen Technischen Vertragsbedingungen (ATVen). Diese Technischen Vertragsbedingungen enthalten – gegliedert nach Gewerken in den DIN 18300 ff. – jeweils Hinweise für das Aufstellen der Leistungsbeschreibung sowie Regelungen über den Geltungsbereich der jeweiligen ATV, für Stoffe und Bauteile, die Ausführung, Neben-/Besondere Leistungen und für die Abrechnung des betreffenden Gewerks. Vorangestellt ist die DIN 18299, die als eine Art technische Generalnorm ge​meinsame Grundregeln für sämtliche Gewerke enthält. Liegt dem Bauvertrag die VOB/B zu Grunde, gelten nach § 1 Nr. 1 Satz 2 VOB/B auch die ATVen als Vertragsbestandteil; ihre Regelungen und Spezifikationen werden somit „automatisch“ Vertragsinhalt und gelten (mit Ausnahme der Abschnitte 0) kraft vertraglicher Vereinbarung.

3.6.6.3
Bedeutung der VOB/B für die Baupraxis 

Sicherlich enthält das Werkvertragsrecht des BGB auch für den Bauvertrag die wesentli​chen gesetzlichen Rechtsgrundlagen. Trotzdem ist es nicht unmittelbar auf den Bauver​trag zugeschnitten. Es wurde für sämtliche Arten von Werkverträgen konstruiert, hat aber als Grundtyp den typischen Werkvertrag eines Kleinhandwerkers im Auge, z.B. den Vertrag eines Schneiders: „Einmal Hose kürzen: € 20,-“. Auf den Langzeitcharakter, den Optimierungsprozess und die Komplexität von Bauvorhaben sowie das kooperative Zu​sammenwirken unterschiedlicher Baubeteiligter zum Gelingen des Bauwerks nimmt es keine Rücksicht. Dem gemäß enthält es für Bauverträge nur unzureichende, höchst lü​ckenhafte und ergänzungsbedürftige Regelungen. Lange Zeit kannte es nicht einmal den Anspruch auf Abschlagszahlungen, weil es einen solchen nach dem von ihm ange​spro​chenen Werkvertragsgrundtyp überhaupt nicht braucht. Der Kunde des Schneiders pro​biert die Hose bei Abholung an, um zu sehen, ob die Länge jetzt richtig ist (Abnahme) und bezahlt dann vollständig die vereinbarte Pauschalvergütung. 

Demgegenüber handelt es sich bei der VOB/B um ein Regelwerk, das extra für den Bau geschaffen und zielgerichtet auf die typischen Probleme der Bauabwicklung zuge​schnitten wurde. Die VOB/B enthält zahlreiche Vorschriften, die gerade diesem Rege​lungsbedürfnis gerecht werden, insbesondere Verfahrensvorschriften, die dazu dienen, die Parteien des Bauvertrags zu Kooperation und Fairness anzuhalten. Ein weiterer As​pekt sollte darüber hinaus keinesfalls unterschätzt werden: Zu vielen – gerade bautypi​schen- Regelungsbereichen der VOB/B gibt es gefestigte Rechtsprechung und fundierte Literaturmeinungen; dies gibt Rechtssicherheit und erhöht die Prognosefähigkeit im Konfliktfall. 

3.6.6.4
Rechtsnatur der VOB/B

Die VOB/B ist keine Rechtsnorm, sondern Vertragsrecht. Bei den Bestimmungen der VOB/B handelt es sich um Allgemeine Geschäftsbedingungen. Verständigen sich die Vertragsparteien darauf, dass die VOB/B Bestandteil des Bauvertrags sein soll, gelten ihre Regelungen für die gegenseitigen Rechte und Pflichten der Bauvertragsparteien kraft vertraglicher Vereinbarung. Hierdurch werden die allgemeinen gesetzlichen Be​stimmungen, insbesondere die des BGB-Werkvertragsrechts modifiziert und ergänzt. 

3.6.6.5
„Privilegierung der VOB/B“

Als Allgemeine Geschäftsbedingungen unterliegen die Bestimmungen der VOB/B prinzi​piell den AGB-rechtlichen Kontrollvorschriften nach §§ 305 ff. BGB, insbesondere der AGB-rechtlichen Inhaltskontrolle (§§ 307 ff). Danach sind – vereinfacht ausgedrückt - in Allgemeinen Geschäftsbedingungen all diejenigen Klauseln unwirksam, die den Ver​tragspartner des Verwenders entgegen den Geboten von Treu und Glauben unange​messen benachteiligen. Unwirksam heißt: solche Klauseln werden als nicht existent be​handelt; an ihrer Stelle gilt die gesetzliche Regelung.

Auch die VOB/B enthält AGB-rechtlich unwirksame Klauseln, z.B. das Konstrukt des Anspruchsverlusts bei vorbehaltloser Annahme der Schlusszahlung nach §16 Nr. 3 Abs. 2 VOB/B. Im Jahr 1982 hat der BGH jedoch ergänzend zu § 23 Abs. 2 Nr. 5 des damali​gen AGB-Gesetzes entschieden, dass eine isolerte Inhaltskontrolle einzelner Bestim​mungen der VOB/B zu unterbleiben hat, sofern die VOB/B als Ganzes, d.h. ohne ins Gewicht fallende Einschränkung vereinbart wird. Begründet hat der BGH diese Ent​scheidung mit der Überlegung, dass es sich bei der VOB/B anders als bei sonstigen AGB gerade um kein Vertragswerk handelt, das nur den Vorteil einer Vertragsseite ver​folgt; nach der Auffassung des BGH enthält die von Auftraggeber- und Auftragnehmer​interessengruppen ausgearbeitete VOB/B einen im Ganzen einigermaßen ausgewoge​nen Interessenausgleich und bevorzugt gegenüber dem Werkvertragsrecht des BGB teils den Auftraggeber und teils den Auftragnehmer. 

Wird in den Kernbereich der VOB/B eingegriffen, insbesondere durch andere vertragli​che Regelungen, die die Gesamtausgewogenheit der VOB/B stören (wozu geringfügige Änderungen ausreichen), heißt  das nicht, dass die VOB/B jetzt überhaupt nicht mehr gilt. Es unterfallen nunmehr lediglich alle Klauseln der VOB/B der AGB-rechtlichen In​haltskontrolle und sind im Streitfall auf ihre Wirksamkeit zu überprüfen.

Ob der BGH auch nach der Modernisierung des Schuldrechts zum 1.1.2002 an seiner Rechtsprechung zur Privilegierung festhalten wird, ist zweifelhaft. 

3.6.6.6
BGB-Vertrag und VOB-Vertrag

Am Bau nennt man einen BGB-Vertrag einen Bau- oder Werkvertrag, bei dem die VOB/B nicht zur Vertragsgrundlage gemacht wurde. Für diesen Bauvertrag gelten die gesetzlichen Vorschriften des BGB und die zwischen den Parteien weiter getroffenen Vereinbarungen, nicht jedoch die VOB/B. VOB-Vertrag heißt ein Bauvertrag, dem die VOB/B zu Grunde liegt.

3.6.6.7
Einbeziehung der VOB/B

Als Sammlung Allgemeiner Geschäftsbedingungen muss die VOB/B, wenn sie Ver​tragsinhalt werden soll, nach AGB-rechtlichen Grundsätzen (vgl. § 305 Abs. 2 BGB) in den Bauvertrag einbezogen werden. Dazu ist es u.a. notwendig, dass der Verwender seinem Vertragspartner die Möglichkeit verschafft, in zumutbarer Weise vom Inhalt der VOB/B Kenntnis zu nehmen. Unproblematisch ist dies, wenn die VOB/B gegenüber ei​nem auf dem Bausektor tätigen Vertragspartner einbezogen werden soll, wie im Indust​riebau üblich. Hier reicht der bloße - ausdrückliche - Hinweis auf die Geltung der VOB/B aus um sie wirksam in den Vertrag einzubeziehen. Dieser Hinweis findet sich in aller Regel im Bauvertrag bei der Aufzählung der Vertragsbestandteile.

4. Planerverträge
Dieses Kapitel ist, wie ich meine, weitgehend fertig.

Hier geht es um Objektplanerverträge, also insbesondere um Architektenverträge, um Fachplanervertrage und um Generalplanerverträge. 
Im Folgenden sollte so weit wie möglich auf die Vertragsmuster und die dortigen Erläute​rungen verwiesen werden.

4.1 Grundgedanken und Ziele, Grundlagen
Zur sicheren Abwicklung von Bauprojekten wird ein schriftlicher Vertrag zwischen Auftraggeber (AG) und Auftragnehmer (AN; Architekt oder Ingenieur) empfohlen.

Ziel des Vertrages ist eine ausgewogene und partnerschaftliche Regelung zwischen den Vertragspartner, die u.a. Leistung, Honorierung, Termine und Haftung beinhaltet.

Grundlage solcher Verträge ist das BGB sowie die HOAI, die vom Bundesanzeiger herausgegeben wird und eine für den AG und AN verbindliche gesetzliche Preisverordnung darstellt.

4.2 Fachdisziplinen beim Planervertrag
Im Arbeitsblatt sind die nachfolgend aufgeführten Fachdisziplinen bearbeitet:
- Objektplanung
- Fachplanung
   * Technische Gebäudeausrüstung
   * Tragwerksplanung.

Bei den Fachdisziplinen 
   * Baugrund
   * Vermessung 
   * Verkehrsanlagen
   * Ingenieurbauwerke
   * Thermische Bauphysik
   * Bauakustik
ist das Vertragsmuster grundsätzlich verwendbar, jedoch beim Leistungsbild und der Honorierung an die jeweiligen Paragraphen der HOAI anzupassen.

Oben aufgeführte Fachdisziplinen können ganz oder teilweise in einem Vertrag zusammengeführt werden; siehe hierzu Vertragsmuster und Erläuterungen zum „Generalplanervertrag“.

4.3 Anwendungen der Verträge und Erläuterungen
Die beiliegenden Erläuterungen geben Praxishinweise und Hilfestellungen zur Vertragsgestaltung und dienen der Erklärung von Vertragspunkten, an denen die Vertragsparteien projektspezifisch Anpassungen bzw. Klärungen herbeiführen müssen.  Darüber hinaus können die Muster und Erläuterungen zur Prüfung und zur Herstellung von Vergleichbarkeit eingehender Angebote genutzt werden.

Die Vertragsmuster können von beiden Vertragsparteien verwendet werden. 

Verweis auf Subarbeitsblätter Objektplanung, Fachplanung…

6.1
Die Leistungsvereinbarung im Architekten- und Ingenieurvertrag


-- Festlegung von Leistungspflichten in Planerverträgen


-- Bezugnahme auf die HOAI


-- Planungsbegleitende Konkretisierung von Leistungspflichten

-- Der Vorplanungsvertrag


-- Vor- und Nachteile gestufter Beauftragung

6.2
Die Honorarvereinbarung im Architekten- und Ingenieurvertrag


-- Anwendungsbereich der HOAI (z.B. Anwendbarkeit Generalunternehmervergabe)

-- Zwänge der HOAI für Honorarvereinbarungen

-- Folge unwirksamer Honorarvereinbarungen

6.3
Sonstige wichtige Regelungspunkte

6.4
Checkliste zu wichtigen Regelungspunkten in Architekten- und In​genieurverträ​gen

	Ausschreibungsbestand​teile


	Inhalte
	Projektsteuerer
	Objektplaner
	Fachplaner 
	Generalplaner
	Sonderfachleute (2)

	Anschreiben 

ggf. mit Bewerbungsbedingungen 
	Allgemeine Anfrage 

Geheimhaltungsverpflichtung 

Projektgrundlagen

(Zielvorstellungen des AG bezüglich z.B. Qualitäten, Gestaltung, Wirtschaftlichkeit / Kosten, Nutzung, Terminen)

Abfrage Bieterreferenzen

Aufforderung zur Abgabe eines Angebotes 

Art des Verfahrens (1) 

(Wettbewerbsauslobung, Wettbewerbsbedingungen, Ideen-, Realisierungswettbewerb, Hinweise zum Vergabeverfahren, Informationen zum Ausschreibungsergebnis,  o.ä.) 

Bearbeitungshinweise zum Angebot:

(Formblätter, Bietergemeinschaften, Subunternehmer, Eignungsnachweise) 
	gültig für alle 
Ingenieursparten und den 
Projektsteuerer

	Architekten- und 
Ingenieurvertrag 


	Präambel

· Rahmenbedingungen 

· Kooperationsverpflichtungen

· Sachwalterstellung

· Zielvorstellungen des Auftraggebers

· Sonstige Projektbeteiligte

Gegenstand des Vertrages

· Kurzbeschreibung Bauvorhaben

Weitere Vertragsbestandteile

· Baubeschreibung Bauherr

· Baubeschreibung Projektsteuerer

· Öffentlich-rechtliche Genehmigungen, Auflagen Erlaubnisse

· Verhandlungsprotokolle

Vollmachten

Aufgaben und Pflichten

· Grundlegende Aufgaben

· Bautagebuch

· Kostenermittlungen

· Sonstiges

Auftragsumfang

· Kennzeichnung durch Bezugnahme auf gängige Regelwerke z.B. HOAI / AHO/ DVP

· Stufenweise Beauftragung

· Abschnittsweise Beauftragung

· Erfolgsschuld des AN

· Leistungsänderungen, Zusatzleistungen

· Besondere und zusätzliche Leistungen

Bausumme

· Beschaffenheitsvereinbarung

· Bausummenüberschreitung

· Unterrichtungspflicht des AN

Leistungen des AG

· Entscheidungen

· Weisungen

· Unterlagen

· Gutachten

· Koordinierung

Honorar

· Honorargrundlagen

· Honorarermittlung

· Nebenkosten

Abrechnung, Zahlungen

· Fälligkeit

· Prüfbarkeit

Sicherheiten

· Vertragserfüllungssicherheiten

· Gewährleistungssicherheiten


	grds. gültig für alle Ingenieursparten

Der Projektsteuerer nimmt 

delegierte  

Bauherrenaufgaben wahr, wirkt mit bzw. erfüllt eigene Aufgaben, wie Baubeschreibung des Projektsteuerers. 



	
	Herausgabe von Unterlagen, Zurückbehaltungsrecht

Urheberrecht

Bauzeit

· Vertragstermine

· Verlängerung der Bauzeit

· Ausführungsunterbrechungen

· Mitwirkung des AG

Vertragsstrafe

Abnahme der Leistung des AN

Mängelansprüche des AG, Verjährung

Haftpflichtversicherung des AN

Vorzeitige Vertragsbeendigung

Subunternehmer, Arbeitsgemeinschaften

SiGe-Koordination

Verfahren bei Auseinandersetzungen

Schlussbestimmungen
	grds. gültig für alle Ingenieursparten

Der
Projektsteuerer nimmt

delegierte

Bauherrenaufgaben wahr bzw. wirkt mit.

	Allgemeine Vertragsbedingungen für Architekten (AVA) 

bzw.

Allgemeine Vertragsbedingungen für Ingenieure (AVI)
	Es kann sich empfehlen immer wiederkehrende Regelungen aus vorgenannten Regelungsbereichen auszugliedern und in gesonderten Allgemeinen Vertragsbedingungen für Architekten (AVA) oder Allgemeinen Vertragsbedingungen für Ingenieure (AVI) zusammenzufassen.


	gültig für alle 
Ingenieursparten und den 
Projektsteuerer


(1) Hinweis: Vergabeverfahren öffentlich gilt für z.B. Unternehmen die Fördermittel in Anspruch nehmen bzw. der Sektorenrichtlinie unterliegen 

(2) Sonderfachleute: sind z.B. Qualitätssicherer, Brandschutz-, Baugrund- oder Schallschutzgutachter, SiGe-Koordinator 

(3) Für Leistungen von Prüfingenieuren kann diese Übersicht nicht angewendet werden. (hoheitliche Aufgaben, eigene Gebührenordnung)
5.
Bauverträge 
Oppler, Bloi
 Grundmuster eines Bauvertrags und Erläuterungen, sowie Hinweis darauf, dass wegen der Verschiedenartigkeit der Bauprojekte und den unterschiedlichen vertraglichen Anforderungen lediglich ein beispielhaftes Grundmuster geboten werden kann
Es werden wohl 2 Bauverträge sein müssen, ein kurzer Einzelgewerksvertrag, sozusagen für den täglichen Bedarf, der sinnvoller Weise ein Einzelgewerk betrifft.

Außerdem ein etwas ausführlicherer Generalunternehmervertrag mit Komplettheitsklauseln, Subunternehmerregelungen usw., jeweils mit Erläuterungen.
5.1
Vereinbarung von Art und Umfang der Leistung
Die Leistungsvereinbarung im Bauvertrag

5.1.1
Leistungsbestimmung durch Leistungsbeschreibung

5.1.2
Die vollständige und die unvollkommene Leistungsbeschrei​bung

5.1.3
Ermittlung eines eindeutigen Leistungsinhalts durch Auslegung

5.1.4
Risiken und ihre Beherrschung im Bauvertrag

5.1.4.1
Risiko durch unzureichende Leistungsdefinition

Hier schlage ich vor, das gesamte Risikopaket aus dem bisherigen Vertragsmanage​ment- und Bauabwicklungsteil in den Vertragsteil zu übernehmen, weil ich meine, dass a) der Vertrag der Schwerpunkt des Merkblatts ist und b) gerade in Hinblick auf Risiken die wesentlichen Weichen im Vertrag gestellt werden müssen. Der ganze Bereich sollte auch vom Inhaltlichen her noch diskutiert werden.

Die Basis zur Vermeidung von Risiken für den Bauherrn wird gewährleistet durch die Qualität der Beschreibung der geschuldeten Leistung, des Bausolls. 

A. Definition Bausoll:

Im § 631 Abs. 1 BGB ist dazu niedergelegt: „Durch den Werkvertrag wird der Unterneh​mer zur Herstellung des versprochenen Werkes ……. verpflichtet.“

Die Definition der vom ausführenden Unternehmer erwarteten Leistung (Mengen, Quali​täten, Termine etc.) im Vertrag inklusive seiner Anlagen muss daher so

genau

vollständig

und frei von Widersprüchen und verständlich

sein wie möglich.

Wenn sich die geschuldete Leistung aus unterschiedlichen Vertragsbestandteilen ergibt, ist festzulegen, welche Dokumente bei Widersprüchen Vorrang haben. Die meisten Ver​träge über Bauleistungen enthalten eine Regelung nach der sich das Rangverhältnis der Anlagen des Vertrages oder der Bestellung im Fall von Widersprüchen und Unklarheiten nach ihrer Reihenfolge bestimmt. Bei der Reihung der Anlagen im Vertrag ist daher stets darauf zu achten, dass die Anlagen, die Vorrang haben sollen, auch an vorrangiger Stelle in den Vertrag eingeführt werden. (Vocke)

Die Art der Leistungsbeschreibung kann als detailliertes Leistungsverzeichnis der tech​nischen Positionen oder als funktionale Beschreibung des Leistungsumfanges erfolgen. 

Funktionale Leistungsbeschreibungen enthalten bei Globalpauschalverträgen bisweilen Klauseln nach denen der Auftragnehmer für den Pauschalpreis alle Lieferungen und Leistungen zu erbringen hat, die den vereinbarten Ausführungs- und Qualitätsstandards einsprechen sowie für den vorgesehenen Zweck und den funktionstüchtigen Betrieb des Gebäudes notwendig sind.

Bei funktionalen Leistungsbeschreibungen ist die Wertung von Ergänzungen oder Ände​rungen nach Vertragsschluss durch den Bauherrn zwischen Auftragnehmer und Auftrag​geber zu klären. Oft geht der Bauherr davon aus, dass seine Wünsche als Mitwirkung zur Planvervollständigung zu verstehen sind, die sich aus der im Projektfortschritt zu​nehmenden Planungstiefe ergeben und sich innerhalb des Bausolls bewegen und damit keine Änderung der Vertragspreise nach sich ziehen. Danach würden nur die geschul​deten Leistungen konkretisiert. 

Der Auftragnehmer hat jedoch oft die Tendenz die Eingriffe und Wünsche des Bauherrn als zusätzliche oder geänderte Leistung zu werten, die damit einen separaten Vergü​tungsanspruch nach sich ziehen würden.

Die Abgrenzung zwischen einer Plankonkretisierung und einer zusätzlichen oder geän​derten Leistung im Sinne der § 2 Abs. 5 und 6  VOB/B ist in der Praxis oft schwierig. Zur einvernehmlichen Klärung jedes Einzelfalles ist eine kooperative Zusammenarbeit zwi​schen Auftragnehmer und Auftraggeber entscheidend.

Projektreife

Generell kann bei hoher Projektreife sowohl durch eine Leistungsbeschreibung mit Ein​heitspreispositionen und hohem Detaillierungsgrad als auch durch eine funktionale Leistungsbeschreibung das Bausoll exakt festgelegt werden.  

Auch bei funktionaler Ausschreibung mit Globalpauschalvergabe ist es möglich, das Än​derungsmanagement auf der Grundlage eines z.B. durch den Lieferanten erstellten de​taillierten LV’s zu vereinbaren.

In den meisten Fällen kann fehlende Projektreife und mangelnde Genauigkeit bei der Leistungsbeschreibung nicht durch juristische Absicherung geheilt werden. Als wich​tigste präventive Maßnahme zur Vermeidung von Änderungen sollte ein ausreichender Zeitrahmen für die Planung vor Vergabe zur Verfügung stehen. 

Ratsam ist, die Güte und die Vollständigkeit der Ausschreibungs-LV’s in einem fest defi​nierten Prozessschritt durch den Bauherrn zu bewerten. Hierbei können Checklisten verwendet werden. 

5.1.4.2
Bauherrenrisiken 

Beispielhafte Bauherrenrisiken sind

Altlastenrisiko

Baugrundrisiko

Kampfmittelfunde

Hochwasser

Genehmigungsrisiko 

Unerwartet aufwendige Grundwasserhaltung
Bauherrenrisiken können in vorformulierten Verträgen (AGB) mit Pauschalpreisvereinba​rungen in der Regel nicht wirksam vom Bauherrn auf den Auftragnehmer übertragen werden. Zu einer individuell vereinbarten Übernahme derartiger Risiken wird der AN re​gelmäßig nur gegen eine angemessene Risikoprämie bereit sein. Jedoch die Untersu​chungs- und Kontrollverpflichtung kann auch von einem Auftragnehmer übernommen werden. 

Ein Genehmigungsrisiko besteht vor allem, wenn bei Beauftragung des Auftragnehmers noch keine oder lediglich Teilbaugenehmigungen vorliegen. Teilbaugenehmigungen stellen in der Regel keine ausreichende Grundlage dar, um größere Bauvorhaben zu beginnen. Es sollte dann eine Risikoabschätzung bezüglich des Erhalts der Folgege​nehmigung durchgeführt werden. Mit einzubeziehen sind Erfahrung mit der Genehmi​gungsbehörde, mögliche zeitliche Verzögerungen und mögliche zusätzliche Kosten durch Auflagen der Genehmigungsbehörde.

Bei Teilbaugenehmigungen kann zudem ein Vertragsmodell gewählt werden, nach dem zunächst nur die genehmigten Umfänge beauftragt werden und vertragliche Regelungen zur Restbeauftragung als Option mit fixierten Preisen erfolgt.

Es ist möglich, die Baugenehmigung als geschuldete Leistung in einem GU-Vertrag zu vereinbaren, sofern die maßgebenden Planungen vom GU kommen bzw. von diesem beeinflusst werden (z.B. Typenstatik bei Fertigbauten). 

5.1.4.3
Risiken durch Planungsfehler oder unzureichende Planungsqualität

Dazu gehören beispielhaft:

technische Planungsfehler

LV Leistungsbeschreibung fehlerhaft

Unvollständigkeiten oder Doppelungen im LV

Widersprüche im LV oder zu weiteren Vertragsinhalten

Planungsverzug etc.

Bei der Planerauswahl sollten Leistungsbewertungen aus abgeschlossenen Projekten sowie Erfahrung der Planer und Referenzen entscheidend sein. Ein Mitspracherecht bei weiteren Untervergaben von Planungsleistung sollte vereinbart werden.

Die exakte Definition der Schnittstellen zwischen Planung (und Fachplanern untereinan​der) einerseits und der Projektsteuerung andererseits ist wichtig. Um die notwendige Qualifikation der Planer zu sichern, können auch Maßnahmen aus Unternehmensbe​wertungen und Firmenassessments abgeleitet werde. Hier sind neben dem notwendigen Know How auch mögliche Kapazitäten und die finanzielle Situation der Büros zu bewer​ten.

BILD

Eine wirkungsvolle Kontrolle des Planungsfortschritts (auch der Entwurfsplanungen und nicht erst die Ausführungsplanung) sollte institutionalisiert werden (z.B. durch vertragli​che Verpflichtung zur Vorlage eines Entwurfsberichts). In der Praxis ist diese Kontrolle der Planungsqualität aus Kapazitätsgründen schwierig umsetzbar, so dass oft nur Plau​sibilitätskontrollen von kritischen Positionen erfolgen.

Obwohl Generalplaner und Fachplaner für Planungsmängel und Planungsfehler beson​ders in der Ausführungsplanung einzustehen haben, ist in der Praxis eine Kostenüber​nahme durch Planungsbüros von einem dem Auftraggeber entstandenen Schaden sel​ten.

Die vertragliche Vereinbarung einer verschuldensunabhängigen Baukostengarantie durch den Planer (auch in Form von Bonus/Malus möglich) ist schwer in der Praxis durch zu setzten.

Die organisatorische Festlegung des Prozesses bei Planungsänderungen (z.B. Umgang mit Masterplänen, Verteilen von Planungsständen, Kontrolle der Fachplaner durch Ge​neralplaner) sollte beim Projektstart erfolgen.

5.1.5
Nebenangebote, Sondervorschläge, Wahl- und Bedarfspositionen 

5.2
Vergütungsvereinbarung 

Für die Vergabe und Abrechnung von Bauleistungen kann die VOB (Vergabe und Ver​tragsordnung von Bauleistungen) vertraglich vereinbart werden. Sie  beschreibt 4 Ver​gütungsmodelle *):

 SHAPE  \* MERGEFORMAT 



Abbildung 13: Vergütungsmodelle
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Abbildung 14: Vergütungsmodelle – Detaillierung der Kosten

5.2.1
Einheitspreisvereinbarung

Der Einheitspreisvertrag stellt den Regelpreistyp beim VOB-Vertrag dar; die übrigen Ver​tragstypen sind die Ausnahme (siehe §§ 5 Nr. 1a VOB/A, 2 Nr.2 VOB/B) .

Das Wesen des Einheitspreisvertrages besteht darin, dass die vom Auftraggeber zu be​zahlende Vergütung auf der Grundlage der tatsächlich erbrachten - und nicht der ange​botenen - Mengen zu den vereinbarten Einheitspreisen errechnet wird. Erhöhen oder vermindern sich die Mengen der ausgeführten Leistung gegenüber dem Angebot, schlägt sich dies automatisch in der Abrechnung nieder. 

Die abzurechnenden Mengen werden aus den Zeichnungen ermittelt, siehe ATV DIN 18 299 Abschnitt 5. Dies ist im VOB-Vertrag, bei dem die VOB/C nach § 1 Nr. 1 Satz 2 VOB/B als Vertragsbestandteil gilt, eine zwischen den Parteien getroffene Zweckmäßig​keitsvereinbarung. Nur wenn Zeichnungen nicht vorhanden oder nicht aussagekräftig sind, wird aufgemessen. 

5.2.2
Pauschalvereinbarung

Zur Pauschalierung der Vergütung siehe zunächst oben unter 3.3.1.1.

Nach § 2 Nr. 7 Abs. 2 VOB/B gelten die Bestimmungen der §§ 2 Nr. 4, 5 und 6 VOB/B auch für den Pauschalvertrag. Das heißt: Die Pauschalsumme gilt nur für die vertraglich vereinbarte Leistung. Greift der Auftraggeber nachträglich in den Vertrag durch Selbst​übernahme von vertraglichen Leistungen, durch Änderungs- oder Zusatzleistungsanord​nungen in den vertraglich vereinbarten  Leistungsumfang ein, hat dies auch beim Pau​schalvertrag Vergütungsanpassungen nach den Regeln §§ 2 Nr. 4, 5 und 6 VOB/B zur Folge. 

5.2.3
Stundenlohnvereinbarung

Bei diesem Vertragstyp richten sich Abrechnung und Bezah​lung allein nach dem vom Unternehmer getätigten Aufwand, ohne dass es darauf ankäme, welchen Wert die er​brachte Lei​stung für den Auftraggeber hat. Der Vergütungsanspruch wird weitgehend geprägt von den Fähigkeiten und der Intensität des Arbeitseinsatzes des Auftragneh​mers und seiner Mitar​beiter. Um den Auftraggeber vor unliebsamen Überraschungen zu schützen, sieht § 2 Nr. 10 VOB/B verbindlich vor, dass Stundenlohnarbeiten nur vergü​tet werden, wenn sie als sol​che vor ihrem Beginn ausdrücklich vereinbart worden sind. Das wird in der Praxis häufig übersehen. Nach § 15 Nr. 3 VOB/B muss der Unterneh​mer die Ausführung von Stundenlohnar​beiten dem Auftraggeber vor Beginn anzeigen, damit dieser den Umfang kontrollieren kann.

Darüber hinaus muss der Auftragnehmer, wenn nichts anderes vereinbart ist, je nach Verkehrssitte werktäglich oder wö​chentlich Stundenlohnzettel bei dem Auftraggeber einrei​chen, denen sich die geleisteten Arbeitsstunden und das be​nötigte Material etc. entnehmen lassen, § 15 Nr. 3 VOB/B. Werden diese Stundenlohnzettel nicht rechtzeitig vorgelegt und kommt es deshalb zu Zweifeln über den Umfang der Stundenlohnleistun​gen, kann der Auftraggeber verlangen, dass für die nachweisbar ausgeführten Leistun​gen eine Vergütung ver​einbart wird, die nach Maßgabe des § 15 Nr. 1 Abs. 2 VOB/B für einen wirtschaftlich vertretbaren Aufwand an Arbeits​zeit und Verbrauch von Stof​fen, für Vorhaltung von Einrich​tung, Geräten, Maschinen und maschinellen Anlagen, für Frach​ten, Fuhr- und Ladeleistungen sowie etwaige Sonderko​sten ermittelt wird.

5.2.4
Selbstkostenerstattungsvereinbarung

Bei diesem Preistyp muss der Auftraggeber dem Auftragnehmer sämtliche bei Ausfüh​rung der Leistung angefallenen Selbst​kosten bezahlen. Hierzu gehören Löhne, Lohnne​benkosten, Ma​terialien, Gerätevorhaltung etc. inkl. Gemeinkosten und ein angemesse​ner Gewinnzuschlag.

Der Selbstkostenerstattungsvertrag hat in der Praxis nur untergeordnete Bedeutung.

5.2.5
Vereinbarung eines „Garantierten Maximalpreises“

5.2.6
„Festpreis“-Vereinbarung

Neben diesen vier Preistypen wird in der Praxis häufig der  Begriff des Festpreises ver​wendet. Der Festpreisvertrag ist kein eigener Vertragstyp und grundsätzlich auch nicht mit dem Pauschalpreis gleichzusetzen, es sei denn, die Ver​tragsauslegung ergäbe, dass die Parteien bei Vertragsschluss mit dem Begriff „Festpreis“ die Festlegung ei​ner Pau​schalsumme gewollt hätten. 

Grundsätzlich ist der Festpreis aber das Gegenstück zum Gleitpreis und kennzeichnet, dass der vereinbarte Preis fest und damit unabänderlich ist. Festpreise kom​men bei jedem der o. g. vier Vertragstypen vor und sind die Regel. 

Die Vereinbarung eines Festpreises widerspricht nicht Preisänderungen unter den Vor​aussetzungen der §§ 2 Nr. 3 ff VOB/B.

5.2.7
Die fehlende Vergütungsvereinbarung

Vergütung nach § 632 BGB kommt in Betracht, wenn die Parteien versäumt haben, eine Vergütungsvereinbarung für die Werkleistung zu treffen. Dabei ist „üblich“ im Sinne von § 632 Abs. 2 BGB die Vergütung, die zur Zeit des Vertragsschlusses nach allge​meiner Auffassung der beteiligten Kreise am Ort der Werkleistung gewährt zu werden pflegt (BGH BauR 2001, 249). Am Bau ist in diesen Fällen grundsätzlich von der Fik​tion einer stillschweigenden Vergütungsvereinbarung im Sinne des § 632 Abs. 1 BGB auszuge​hen, weil die Ausführung von Bauleistungen vom Auftragnehmer im Rahmen seines ge​werblichen Betriebs erfolgt und ein gewerblich tätiger Unternehmer Leistungen üblicher​weise nur gegen Bezahlung zu erbringen pflegt. Haben die Parteien keine Vereinbarung über die Höhe der Vergütung getroffen, ist nach § 632 Abs. 2 BGB grundsätzlich die übliche Vergütung als vereinbart anzusehen. 

5.2.8
Vereinbarungen zu Kalkulation und Nachträgen

Zur späteren Bewertung der Vergütung von Nachträgen sollten schon beim Vertrags​schluss geeignete Dokumente hinterlegt werden, um die Kalkulationsgrundlagen nach​vollziehen zu können.

Die Kalkulationsgrundlagen der Positionen im Auftragsleistungsverzeichnis sind dabei ebenfalls auf die Nachträge anzuwenden (§ 2 Abs. 6 Satz 2 VOB). Dazu können Kalku​lationsdatenblätter verwendet werden, die je nach Kalkulationsart unterschiedlich ges​taltet sein können. Sie sollten Zuschläge auf Material und Nachunternehmerleistungen sowie Stundensätze enthalten.

Um im Nachtragsfall zudem zeitabhängige Kosten (Störungen, Bauzeitverlängerungen, Beschleunigungsmaßnahmen etc.) bewerten zu können, sollte die Aufgliederung der Baustellengemeinkosten (BGK) und der Allgemeinen Geschäftskosten (AGK) nach Teil​leistungen sowie mit Trennung in fixe und zeitabhängige Anteile angegeben werden.

BILD / BILD – Dr. Leidinger

Im Bereich öffentlicher Vergaben werden in der Regel die so genannten EFB-Blätter
 verwendet,  in denen die Kalkulation über Zuschlagssätze und über die Endsumme so​wie die Einheitspreise des Leistungsverzeichnisses in Teilkosten gegliedert darzustellen sind.

Bei Vertragsschluss ist zu vereinbaren, ob der Lieferant die Auftragskalkulation zur Kostenbewertung von zusätzlichen und geänderten Leistungen generell öffnet oder nur für den Streitfall in Form einer „Urkalkulation
“ hinterlegt. Bei stark standardisierten und wenig komplexen Projekten hat die Urkalkulation nur geringe Bedeutung. 

Auch wenn ein Globalpauschalvertrag evtl. auf Grundlage einer funktionalen Leistungs​beschreibung geschlossen wurde, sollte als Kalkulationsbasis für Nachträge eine mög​lichst detaillierte Kostengliederung mit der zugehörigen Auftragskalkulation zur Verfü​gung gestellt oder hinterlegt werden.

Bei nachträglicher Pauschalierung eines auf Basis von Einheitspreisen ausgeschriebe​nen Projektes, sollte vereinbart werden, dass im Nachtragsfall auf Basis der Einheits​preise kalkuliert wird.

Eine weitere Möglichkeit um eine vertragliche Grundlagen für die Vergütung von Nach​trägen zu schaffen, ist die Abstimmung von Einheitspreislisten bei Vertragsschluss. Je​doch generiert die dann notwendige Prüfung und Verhandlung der Einheitspreislisten beim Bauherrn einen erheblichen Aufwand. Für Projekte kleiner und mittlerer Größe mit hoher Wiederholhäufigkeit kann diese Methode aber sinnvoll sein. Zumal ist in größeren Unternehmen die Vereinbarung von Einheitspreislisten in Form von Rahmenverträgen üblich, die dann eventuell mit einem vorher vereinbarten projektspezifischen Nachlass vertraglich vereinbart werden. 

5.3
Vereinbarungen zur Bauzeit

In der Regel werden die in der Bestellung oder im Verhandlungsprotokoll festgelegten Fertigstellungstermine durch einen Meilensteilplan z.B. für verschiedene Bauabschnitte ergänzt. Mit angemessener Frist nach Vertragsschluss sollte der Auftragnehmer zu die​sen Vertragsterminen dann einen Detailterminplan als SOLL-Ablauf erstellen, der nach Genehmigung durch den Auftraggeber Vertragsbestandteil werden kann.

Beim Vertragsabschluss sollte schon vereinbart werden, dass Termingefährdungen in​nerhalb einer zu bestimmenden Frist schriftlich anzuzeigen und unverzüglich Anpas​sungsmaßnahmen vorzuschlagen sind.

Ansprüche aus Bauzeitverlängerung sollten auf der Basis des vertraglichen Soll-Ablauf​planes begründet werden.

Bei nicht exakt festzulegenden Startterminen sollte der Bauherr anstreben, Zeitfenster zu vereinbaren.

5.4
Regelungen zur Ausführung

5.5
Regelungen zu Abnahme und Gewährleistung

5.6
Sicherungsvereinbarungen

5.7
Regelungen zur vorzeitigen Vertragsbeendigung

5.7.1
Gesetzliche Kündigungsmöglichkeiten

freihändige AG-Kündigung 
Nach § 649 BGB sowie § 8 Nr. 1 VOB/B kann der Besteller bis zur Vollendung des Wer​kes jederzeit den Vertrag kündigen. Der AN hat in diesem Fall jedoch trotz der Kündi​gung Anspruch auf die vereinbarte Ver​gütung. Diese ist „lediglich“ um die Aufwendungen zu kürzen, die der AN sich infolge der Kündigung erspart sowie um anderweitige Ver​dienste bzw. Verdienstmöglichkeiten, die dem AN infolge der Kündigung entste​hen.

außerordentliche Kündigung
Daneben haben AG und AN das Recht, den Vertrag aus wichtigem Grund (z. B. wieder​holte schwerwiegende Verletzung von Leistungspflichten) zu kündigen. Eine außeror​dentliche Kündigung ist jedoch in der Regel nur wirksam, wenn das vertragswidrige Ver​halten abgemahnt wurde und trotzdem wieder auftritt.

5.7.2
Vertragliche Kündigungsrechte

Zusätzlich zu den gesetzlichen Kündigungsrechten enthalten die meisten Bauerrich​tungsverträge vertragliche Kündigungsrechte zu Gunsten des AG. Typische Gründe für ein vertragliches Kündigungsrecht sind:

der AN stellt die vereinbarte Vertragserfüllungsbürgschaft nicht

der AN weist den Bestand des vereinbarten Haftpflichtversicherungsschut​zes nicht nach.

5.8
Regelungen zu anwendbarem Recht und Gerichtsstand

5.9
Checkliste zu wichtigen Regelungspunkten in Bauverträgen 

	
	Ausschreibungsbestandteile



	Inhalte
	Einzelgewerke
	Generalunternehmer
	Qualifizierter GU 
	Totalunternehmer

	
	Anschreiben 

ggf. mit Bewerbungsbedingungen 
	Allgemeine Anfrage 

Geheimhaltungsverpflichtung 

Abfrage Bieterreferenzen

Aufforderung zur Abgabe eines Angebotes Bieterauswahl Art des Verfahrens (1) 

(beschränkte Ausschreibung, Öffentliche/nichtöffentliche Submission, Informationen zum Ausschreibungsergebnis, Vergaberegularien, Wettbewerbsbeschränkungen,  freihändige Vergabe o.ä.) 

Bearbeitungshinweise zum Angebot:

(Formblätter, Bietergemeinschaften, Subunternehmer, Eignungsnachweise, Umweltverträglichkeit, Bauökologie)
	gültig bei Ausschreibungen gegenüber allen 
Unternehmerarten

	Rechtliche Vertragsbestandteile
	Bauvertrag 

Definition:

Individuelle Regelungen für unterschiedliche Bauleistungen einer konkreten Baustelle


	Vertragsbestandteile, Rangfolge

Gewährleistungsfristen für Mängelansprüche 

Vertreter des AN

Mitwirkung des AG 

Preisgleitklauseln

individuelle 
Sicherungsvereinbarungen 

Bauleitung gem. LBO, SiGeKo 

(auch als Leistungspositionen 
ausweisbar)

Fristvereinbarungen 

(Ausführungsbeginn, Zwischenfristen  und Ausführungsende)

Terminpläne

Vergütungsvereinbarungen

 (wofür wird vergütet, wie wird die Vergütung berechnet, 

   wie hoch ist die Vergütung)

Zahlungspläne

Gebührenregelungen (Prüfstatiker u.ä.)

Regelung zu Folgekosten von Nebenangeboten

Regelung zum Abschluss von Versicherungen 

(z.B. Haftpflichtversicherung, 

        Bauwesenversicherung)

Vertragsstrafe
	gültig bei Ausschreibungen gegenüber allen 
Unternehmerarten

	
	Besondere Vertragsbedingungen (BVB): 

Definition:

gemeinsame Regelungen eines bestimmten Auftraggebers für unterschiedliche Bauleistungen einer konkreten Baustelle


	Lieferzeiten im Werksgelände 

Baustellenlogistik

Zufahrtswege

Baustellensicherheit

Arbeitssicherheit

Baustelleneinrichtung

Berufsgenossenschaftliche Informationen

Vorschriften für die Baustelle

Baustellenbesprechungen

Versorgung, Entsorgung der Baustelle 

(Wasser, Strom, SW)

Baustellenkommunikation (z.B. zwingende Teilnahme an Projektkommunikationssystemen, Freigabeverfahren)

Werbung

Dokumentation (Bautagebuch, Bauprotokolle, Bautagesberichte, Beweissicherung der Baustelle)

Schlechtwetterregelungen

Baustellenberäumung, -reinigung , -entsorgung

Vollmachten der Projektbeteiligten auf AG-Seite
	gültig bei Ausschreibungen gegenüber allen 
Unternehmerarten

	Rechtliche Vertragsbestandteile
	Zusätzliche Vertragsbedingungen (ZVB): 

Definition:

Regelungen  eines bestimmten Auftraggebers für unterschiedliche Bauleistungen für mehrere oder alle Baustellen


	Ausschluss von AGB des Auftragnehmers

zusätzliche Abnahmeregelungen 

Abnahmeformalitäten

Sicherheiten und Bürgschaftsregelungen 

Überwachungsrechte des AG 

Mitteilung von Unklarheiten in den Vergabeunterlagen 

Eigentum an den Vergabeunterlagen

allgemeine Sicherheitsanforderungen 

Eigentumsübergang 

Schutzrechte, Urheber- und Nutzungsrechte

Arbeitsgemeinschaften

gesonderte Gewährleistungsregelungen 

(z.B. Modifizierung § 4 Nr. 7 VOB/B)

Subunternehmer 

Allgemeine Abrechnungs- und Zahlungsbedingungen

Abtretung / Pfändung, Zurückbehaltungsrecht , Aufrechnung

Formalien des Nachtragsverfahrens 

(Hinterlegung der Urkalkulation, Nachtragsbeauftragung, Ankündigungspflichten usw.)

Abschreibungsvorgaben

Verkehrssicherungspflichten, Schutzmaßnahmen zugunsten Dritter, Beweissicherung der Baustellenumgebung

Behinderung, Unterbrechung, Beschleunigung

Vorzeitige Vertragsbeendigung

Vertrags- und Baustellensprache, Dolmetscher

Gerichtsstand 

Schlichtung und Schiedsgericht

Rechtswahl
	gültig bei Ausschreibungen gegenüber allen 
Unternehmerarten

	
	Allgemeine Vertragsbedingungen (VOB/B): 

Definition:

Vertragsordnung mit allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Bauleistungen, bereitliegend für alle Auftraggeber

	
	gültig bei Ausschreibungen gegenüber allen 
Unternehmerarten

	Technische Vertragsbestandteile
	Leistungsbeschreibung:

Definition:

Angaben zur Definition der individuellen Bauaufgabe 


	bauvorhabenbezogene Begriffsbestimmungen

Leistungsverzeichnis

funktionale Leistungsbeschreibung mit Leistungsprogramm

abweichende technische Spezifikationen 

Sicherung von Bauteilen im Baubereich

Revisionsunterlagen

Angaben zum Objekt (Baustellensituation) gemäß Abschnitten 0 der ATVen (z.B. Lage des Baugrundstücks, Bauwerksbeschreibung, Rahmenbedingungen der Baustelle) 

· Nutzerbedarfsprogramm

· Raumbuch

· Planunterlagen

· Genehmigungsunterlagen

· Gutachten, Baugrund, Grundwasserverhältnisse

· Rückbau- und Entsorgungskonzepte

· Fotos

· Vorliegende öffentlich-rechtliche Vorgaben wie

· Bebauungsplan

· Gestaltungssatzung

· Max. zulässige Emissionen 

· Referenzobjekt zur Qualitätsbeschreibung

· Sonstige Auflagen 

Projektbeteiligte

Schnittstellendefinitionen

vom AN beizubringende Unterlagen (Ausführungspläne, Montage- und Werkstattpläne, Baugrubensicherung, Bestands- und Revisionsunterlagen, Bedienungshandbücher, Prüfberichte, Zertifikate usw.)

Regelung zu Form und Anzahl der Lieferung von Planunterlagen (Haustechnikplanung mehrfarbig)

Gebäudeanschlüsse an das öffentliche Netz, Schnittstellen

Entscheidungsverfahren über die Gleichwertigkeit von Baustoffen und Materialien

Produktabfragen

Bemusterung und Kennzeichnung und Aufbewahrung des Musters

Regelung über Lagerplätze insbesondere, wenn nicht auf dem Baugrundstück vorhanden

Sondervorschläge/Nebenangebote (Inhalte, Verfahren, Formalien) 

Wahl- und Alternativpositionen (

Stundensätze und Zuschläge

Einsatz- und Kapazitätsplan

Subunternehmer-Angaben 

Wasserhaltung,, Grundwasserabsenkung
	grds. gültig bei Ausschreibungen gegenüber allen 
Unternehmerarten

Ausnahme:

funktionale Leistungsbeschreibung üblich im GU- bzw. Totalunternehmerbereich,

bei Einzelgewerken Leistungsverzeichnis 

Schnittstellendefinitionen zwischen den zu vergebenden Objekten ist insbesondere bei Einzelgewerkevergabe beachtlich.



	Technische Vertragsbestandteile


	Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen (ZTV): 

Definition:

einheitliche Technische Vertragsbedingungen zur Regelung gewerke- und/oder baustellenübergreifender technischer Anforderungen an Bauleistungen


	Güteüberwachung

Absteckung / Vermessung 

Sicherung und Schutz von Vermessungspunkten, Wiederherstellung bei Verlust

Toleranzen, Qualitäten 

Winterbau

Behandlung von Altlasten

Umweltschutz

Ausleuchtung der Arbeitsbereiche

Kampfmittelsuche und -beseitigung 
	gültig bei Ausschreibungen gegenüber allen 
Unternehmerarten

	
	Allgemeine Technische Vertragsbedingungen  (VOB/C): 

einheitliche, in Form von DIN-Normen niedergelegte, technische und rechtliche Vertragsbedingungen zur Regelung allgemeiner Anforderungen an Baustoffe, Bauteile und Ausführung von Bauleistungen sowie zur Abrechnung und Abgrenzung von Leistungsinhalten
	
	gültig bei Ausschreibungen gegenüber allen 
Unternehmerarten


(1) Hinweis: Vergabeverfahren öffentlich gilt für z.B. Unternehmen die Fördermittel in Anspruch nehmen bzw. der Sektorenrichtlinie unterliegen

6.
Die Realisierung von Bauprojekten
6.1 
Projektkommunikation und Dokumentation

Zacharias
6.1.1 
Allgemeines zu Bautagebuch und Baustellenbesprechungen

Oppler, unter Bezugnahme zum Bauvertragsmuster

-- Rechtswirkungen von Vermerken in Bautagebuch und Bautagesberichten

-- Baustellenbesprechungsprotokolle als kaufmännische Bestätigungsschreiben

6.1.2 
Einsatz eines Projektkommunikationssystems 

Zacharias

6.1.3 
Kommunikation von Änderungen innerhalb des Projektes 

Alle Bedingungen, die sich nach Vertragsschluss in Planung oder Realisierungsphase ändern, sind transparent fortzuschreiben und an alle betroffenen Beteiligten zu kommu​nizieren.

Dazu sollten im Projekt Spielregeln vereinbart werden:

Es sollte eine „Besprechungs- und Protokollierungspflicht“ aller Änderungen z.B. im Rahmen eines Jour Fixe festgelegt werden (Thema, Verursachung, Auswirkung auf Termine, Entscheidungsbedarf)

Zu jeder technischen Änderung oder Anpassung sollte unmittelbar bewertet und doku​mentiert  werden, ob die Inhalte „vertragsändernden Charakter“ haben. Falls das der Fall ist, sollten die vertragsrelevanten Themen aus den  technischen Planungsrunden her​ausgelöst werden.

Prozesse und Entscheidungswege als Reaktion auf Änderungsanzeigen und Behinde​rungsanzeigen sollten vertraglich fixiert werden. Dabei sollte unter Beachtung der not​wendigen Kapazität Soll-Zeiträume für Entscheidungen und der Zeitbedarf zur Prüfung von Nachträgen festgelegt werden.

Das ist sicherlich ein ganz wichtiges Thema mit hoher praktischer Relevanz. Der Inhalt muss aber meines Erachtens noch diskutiert werden.

 Zacharias
6.1.4
Vertragsfortschreibung und formaler Umgang mit Änderungen

Geplante Änderungen jeglicher Art sollen möglichst frühzeitig erfasst und dokumentiert werden. Die Auswirkung der Änderung auf Qualität, Kosten und Termin sind zu erfassen, um den Bauablauf steuern zu können und die notwendigen Entscheidungsgrundlagen zu schaffen. 

Um zu jedem Zeitpunkt im Projekt Transparenz über den momentanen Stand des ge​schuldeten Bausolls zu haben, ist es hilfreich das Auftragsleistungsverzeichnis durch Einarbeitung aller Änderungen (möglichst in elektronischer Form) immer aktuell zu hal​ten.Eventuell kommen Möglichkeiten von Ausgleichsmaßnahmen in Frage, um eine Kostenneutralität zu erzeugen.

Genauso wie die Auswirkung sollte die ausführende Firma dazu vertraglich verpflichtet sein, beim Einreichen des Nachtrages die Verursachung anzugeben.

Anpassungsregelung

Nach Vertragsschluss vorgenommene Änderungen des Bauentwurfs durch den AG oder ein AG-Verlangen nach Ausführung zusätzlicher Leistungen führen häufig zu Streitig​keiten über die Auswirkungen auf die vereinbarte Vergütung sowie die vereinbarten Termine. Nach § 2 Nr. 6 Abs. 1 VOB/B muss der AN dem AG den Anspruch auf beson​dere Vergütung ankündigen, bevor er mit der Ausführung beginnt. Hierbei ist jedoch zu beachten, dass die Ankündigung mündlich erfolgen kann und nach einem Urteil des BGH vom 23.5.1996 ganz entbehrlich ist, wenn für den AG offenkundig war, dass die gewünschte zusätzliche Leistung nicht von der vertraglich vereinbarten Vergütung um​fasst ist. 

Um Streitigkeiten zu vermeiden, ist daher die Aufnahme einer Klausel in den Vertrag sinnvoll, die den Abstimmungsprozess regelt, der bei Änderungen des Bauentwurfs so​wie des Verlangens zusätzlicher Leistungen einzuhalten ist. Diese Klausel soll Regeln zu folgenden Punkten beinhalten:

Der AN hat schriftlich gegenüber dem Projektleiter des AG auf die Kosten- und Termin​folgen von Änderungen des Bauentwurfs oder verlangten zusätzlichen Leistungen hin​zuweisen. (Ausnahmen?)

Vor Ausführung von geänderten bzw. zusätzlichen Leistungen soll eine Vereinbarung über Kosten und Terminfolgen in einem schriftlichen Nachtrag zum Vertrag dokumentiert werden.

Falls die Einigung über Kosten- und Terminfolgen nicht rechtzeitig möglich ist, muss der AG berechtigt sein, die Ausführung der geänderten Leistung anzuordnen.

Bei Ausführung aufgrund AG-Anordnung ist ein Verfahren vorzusehen, das kurzfristig zu einer für beide Parteien verbindlichen Regelung der offenen Kosten- und Terminfragen führt (z.B.: Nachfrist für einvernehmliche Regelung + anschließend verbindliche Ent​scheidung durch Sachverständigen, falls einvernehmliche Einigung nicht möglich)

Deckt sich meines Erachtens zum Teil mit dem vorigen Kapitel. Vielleicht können beide Kapitel zusammengefasst werden. Zum Teil sind hier auch Verwandtschaften zum Kapitel Bauvertrag. Ich würde mich deshalb an diesem Kapitel auch gerne beteiligen.

Diskutieren

Aufgabe zu vergeben

6.1.5
Projektreporting des Baustandes 

Um Änderungswünsche der Nutzer so früh wie möglich zu erkennen und in den Baupro​zess einfließen lassen zu können, sollte regelmäßig über den Baufortschritt informiert werden. Die Dokumentation der Änderungswünsche sollte auch als Entscheidungs​grundlage die Auswirkungen auf Termin und Kosten enthalten.

Das gesamte Baugeschehen sollte dokumentiert werden in Form von:

Bautagebuch des Bauleiters

Bautageberichte des Auftragnehmers 

Plananforderungsliste

Diese Dokumentation ist in besonderem Maße als Basis bei späteren Unstimmigkeiten mit den ausführenden Firmen heranzuziehen.

Ebenfalls ein wichtiges Kapitel; sollte noch vertieft werden. Gibt es Musterreporte oder Ähnliches?

Aufgabe zu vergeben

6.1.6
Projektcontrolling 

Wenn die Zielgrößen im Projekt eindeutig zwischen Auftragnehmer und Auftraggeber vereinbart wurden, sind davon Abweichungen des Bauprozesses vom Soll so früh wie möglich zu kommunizieren, um Maßnahmen zur Schadensminderung zu ermöglichen (§ 254 BGB). Hilfreich sind zum Reporting und zur Dokumentation der Maßnahmenver​folgung vereinheitlichte Tools. Welche sind das? Wie sehen die aus?
6.2
Nachtragsmanagement

Vocke

Ursachen, Preisermittlungsgrundlagen, praktische Hinweise

6.2.1
Gliederung der Nachträge in Anspruchsgrundlagen

Auch das Kapitel 6.2 müsste inhaltlich noch einmal komplett diskutiert werden, weil die Nachtragsproblematik natürlich von zentraler Bedeutung für die Bauabwicklung ist. Ich habe es mir bisher inhaltlich noch überhaupt nicht angesehen; es kann also durchaus sein dass sich hier noch Teile befinden, die wegen der Umstrukturierung nun doppelt sind oder auch noch an anderer Stelle eingeordnet werden sollten. 

Herr Vocke wird hier möglicher Weise Hilfe eines Baubetrieblers benötigen. Gibt es im Arbeitskreis einen?
6.2.1.1
Nachträge aus inhaltlichen Leistungsänderungen

6.2.1.2
Nachträge aus Störungen im Bauablauf

a) Bauablaufstörungen, die dem AG zuzurechnen sind

Hierzu gehören zum Beispiel:

Verzögerungen durch Änderungen des Bausolls (Planungsänderungen durch zusätzli​che Leistungen oder Entfall von Leistungen), insbesondere wegen verspäteter Definition oder Änderung von Nutzerwünschen

Behinderung durch andere Gewerke 

Nicht rechtzeitiges Ausführung von Vorleistungen durch AG oder dessen Planer

Fehler in der Terminplanung

verspätete Entscheidung/Mitwirkung 

Der Auftragnehmer ist verpflichtet, wenn möglich Umstellung oder Vorziehen von Ar​beitsabläufen zu organisieren, um entstehende Schäden zu minimieren. Er sollte dem Auftraggeber die Maßnahmen mitteilen, die er aufgrund der behindernden Ereignisse ergriffen hat. 

Sind dennoch Behinderungen eingetreten, so muss er die konkreten zeitlichen und fi​nanziellen Auswirkungen darstellen, die die Behinderung hervorgerufen hat. Der gene​relle Hinweis auf Mehrkosten und die Nichteinhaltung von Terminen reicht nicht aus, um Ansprüche geltend zu machen. Generell sind die Ursachen und die Folgen für den Bau​ablauf bezogen auf den Einzelvorgang zu belegen. Der AN hat in jedem Fall das Ende der Behinderung unverzüglich anzuzeigen (VOB/B § 6.3).

Um späte Planungsänderungen durch geänderte Anforderungen der Nutzer zu vermei​den, ist eine frühe verbindliche Abstimmung und eine gute interne Kommunikation mit den späteren Nutzern wichtig. In der Praxis ist es jedoch oft nicht einfach eine hohe Dis​ziplin zur Vermeidung von Änderungswünschen durch die Nutzer zu erreichen.

Um im Falle von Einzelvergaben der Gewerke Bauablaufstörungen zu vermeiden, ist  das Einhalten von optimal aufeinander abgestimmten Vertragsterminen der Einzelge​werke durch den Auftraggeber entscheidend. Hierzu gehören auch die termingerechte Beauftragung, die rechtzeitige Mitwirkung bei Abnahmen und Freigaben sowie die Durchführung von Bemusterungen durch den Auftraggeber.
Pufferthematik

b) Bauablaufstörungen, die dem AN zuzurechnen sind

Schlechtleistung Termin

Eine häufige, dem Auftragnehmer zurechenbare Störung besteht in Terminverzügen z.B. wegen Kapazitätsengpässen. Zur Absicherung empfiehlt sich die Vereinbarung von Ver​tragsstrafen zur Einhaltung auch von Zwischenterminen. 

Für den Einzelfall sind die möglichen Maßnahmen abzuwägen: 

Anordnung von Beschleunigungsmaßnahmen (Beachte: Die Anordnung ist in jedem Fall mit dem Zusatz zu versehen, dass die Beschleunigungsmaßnahmen aus Sicht des AG von der vertraglich vereinbarten Leistung umfasst sind und daher keinen Anspruch auf Mehrvergütung auslösen. Das Risiko, dass der AN trotzdem Anspruch auf Zusatzvergü​tung hat, ist in der Praxis jedoch erheblich, da Terminverzögerungen – auch oftmals – auf vom AG verursachte Umstände zurückzuführen sind.)

Androhung von Vertragsstrafen und/oder Schadensersatzansprüchen (vgl. § 5 Nr. 4 VOB/B).

Kündigung oder Teilkündigung und statt dessen Einsatz einer Drittfirma 

Beachte: Eine Kündigung ist jedoch in der Regel vorher anzudrohen.

Ferner ist ihre Sinnhaftigkeit sorgfältig abzuwägen, 

a) da der AN Anspruch auf die Vergütung für die gekündigte Leistung hat (vgl. § 649 Satz 2 BGB), wenn kein außerordentlicher Kündigungsgrund vorhanden bzw. nachweis​bar ist und

b) da die Durchsetzbarkeit von Gewährleistungsansprüchen aufgrund der oftmals schwierigen Leistungsabgrenzung zwischen gekündigtem Unternehmer und Ersatzun​ternehmer gefährdet wird. 

Schlechtleistung Qualität: 

Eine ebenfalls häufige, dem Auftragnehmer zurechenbare Störung besteht in Unter​schreitung der vereinbarten Qualität bei der Ausführung der Bauleistungen (z. B. wegen Kapazitätsengpässen). Zur Absicherung empfiehlt sich in jedem Fall die

Sofortige Mängelanzeige

Androhung der Abnahmeverweigerung

Einbehalt von Abschlagszahlungen in Höhe des dreifachen Wertes des Mangels

Verlangen nach Austausch des Subunternehmers bei Schlechtleistung durch Subunter​nehmer

Für den Einzelfall sind zusätzlich folgende Maßnahmen abzuwägen:

Teilkündigung bzw. Kündigung (vgl. § 8 Nr. 3 VOB/B) oder Minderung – vgl. hierzu Ziff. 3.5.4.1.

c) Bauablaufstörungen, deren Verursachung weder AG noch AN zuzuordnen sind

Anzuraten ist die Definition der Kriterien für „Schlechtwetter“ und die  vertragliche Fest​legung von Schlechtwettertagen, die nicht zu Terminverschiebungen führen dürfen.

6.2.2
Nachtragsprüfung und Kostenbewertung/Anerkennung der Vergü​tungsansprüche

6.2.2.1
Bewertung des Nachtrages „dem Grunde nach“

Die Prüfung des Nachtrages dem Grunde nach erfolgt auf Basis der vom Lieferanten angegebenen Anspruchsgrundlage und unter der Voraussetzung einer vorliegenden Anordnung durch den Bauherrn. 

Nachträge müssen strikt getrennt nach der jeweiligen Anspruchsgrundlage (geänderte Leistung, zusätzliche Leistung, Behinderung, Mehrmengen/Mindermengen) unter An​gabe der Verursachung gestellt werden, um die Bewertung durch den Bauherrn zu er​leichtern.

Es ist nützlich, die formalen Anforderungen an die Nachtragsstellung im Vorfeld des Projektes anzustimmen.

Um den Baufortschritt nicht zu verzögern, kann vorab eine Anerkenntnis des Anspruches rein dem Grunde nach und eine Kostenbewertung in einem zweiten Schritt erfolgen. 

Um einen zügigen Einigungsfortschritt zu erreichen, sollten unstrittige Anteile eines Nachtrags herausgelöst und bestellt werden. Zu der Bewertung eines Nachtrages „dem Grunde nach“ ist zunächst der Wortlaut der Anordnung zu betrachten.

6.2.2.2
Bewertung des Nachtrages „dem Wert nach“

Erforderlich für die Nachtragsprüfung ist der Nachweis, dass die Nachträge auf der Grundlage der Urkalkulation des Hauptauftrages angeboten wurde, soweit dies vertrag​lich vorgesehen ist (siehe auch Kap. 3.5.1.1.).

Änderungen dürfen nicht zur Aufhebung der ursprünglichen Baukalkulation führen, auf der der Auftrag beruht. Geänderte Leistungen sind als Differenz zu den Einheitspreisen des Hauptauftrages abzuleiten und als Nachtrag anzubieten.

Auch bei zusätzlichen Leistungen ist anzustreben den Wert des Nachtrages anhand ver​gleichbarer Positionen des Hauptauftrages abzuleiten. Falls keine Ableitung aus dem vertraglich geschuldeten Auftragsleistungsverzeichnis möglich ist, sollte der Wert auf Grundlage der verhandelten Kalkulationsgrundlagen (Stundensätze, Zuschläge) ermittelt werden.

Nachträge zum gestörten Bauablauf, wie Störungen und Bauzeitverlängerungen können nur auf der Basis eines Vergleichs zwischen dem „vertraglichen SOLL Ablauf“ mit dem kritischen Weg des störungsmodifizierten „Gestörten SOLL Ablaufes“ bewertet werden. und mit dem „IST Ablauf“ verglichen werden.

BILD – Hr. Dr. Leidinger

Dabei sind die Ursachen und die Folgen für den Bauablauf bezogen auf den Einzelvor​gang mit Hilfe eines vernetzten Ablaufplanes zu bewerten.

Ausgleichsrechnung Bauzeit

Neben den zeitabhängigen Mehrkosten können sich auch durch vom Bauherren zu ver​tretende Störungen oder Behinderungen geänderte Leistungen notwendig werden, die auch auf der Grundlage der Kalkulation des Hauptauftrages zu bewerten sind.

Beispiele (Vocke):

Bauzeitverlängerung/Behinderung

Beschleunigung

Winterbau

Evtl. Verweis auf weiterführende Literatur

6.2.2.3
Claim Abwehr

Als Claimmanagement wird das systematische Generieren von Ansprüchen der ausfüh​renden Firmen gegenüber dem Aufragnehmer aufgrund von Änderungen des Bausolls oder Ausnutzung von Vertragsunschärfen verstanden. 

Der Versuch Claims durch eine systematische Erfassung von Gegenansprüchen durch den Auftraggeber abzuwehren erscheint in der Praxis als wenig sinnvoll. Zielführender erscheint eine langfristige Zusammenarbeit mit ausführenden Firmen und externen Pla​nern, durch die eine Partnerschaft entsteht, bei denen alle Vertragspartner miteinander an einem Projekterfolg interessiert sind. 

Darüber hinaus ist es am effektivsten, Claims durch Kommunikation und Transparenz zwischen allen Beteiligten im Projekt zu vermeiden.

Das ist natürlich generell ein ausgsprochen spannendes Kapitel. Wie sieht die Kommunikation und die Transparenz in der Praxis aus?

6.2.3
Auswirkung von Nachträgen auf Planungshonorar

Meist sind für die Ermittlung des Planungshonorars nach HOAI für Projekte bis 25 Mio € die anrechenbaren Herstellkosten zu ermitteln. Beim Vertragsschluss sollte geklärt wer​den, welche Kostenbestandteile in die Ermittlung der anrechenbaren Kosten einfließen. Im Allgemeinen werden bei Änderungen mit verbundenen Mehrkosten die Planungsho​norare entsprechend der Kostensteigerung erhöht. 

Werden Anteile der Planungsleistungen von Mitarbeitern des Bauherren erbracht, ist dies bei der Bemessung des Architektenhonorars zu berücksichtigen.

Im Interesse des Bauherren liegt es, den Planer an der Verantwortung und am Risiko der Erreichung der Projektziele zu beteiligen. Ziel ist die Schaffung von Anreizen zur Verbesserung der Planungsqualität, um das Risiko von Nachträgen zu reduzieren. In der Praxis sind Kosten- und Termingarantien des Planers gegenüber dem Bauherren jedoch besonders bei komplexen Projekten mit noch vielen zu klärenden Details schwer zu ver​einbaren. 

Anwendbarkeit der HOAI [Hr. Vocke]

Wenn dem AN auch Planungsleistungen übertragen werden, die unter die in der HOAI aufgeführten Leistungsbilder fallen, bestimmt sich die Vergütung für diese Planungsleis​tungen nach der HOAI. Da die HOAI eine zwingende Vergütungsregelung darstellt (vgl. § 1 HOAI), sind vertragliche Vereinbarungen, die für die Planungsleistungen ein unter der nach HOAI zu entrichtende Vergütung liegendes Honorar für die Planungsleistungen vorsehen, unwirksam.

(Stichwort: Mindestsatzunterschreitung). 

Bei der Vereinbarung des Vergütungsanteils für Planungsleistungen ist daher, um spä​tere Streitigkeiten über die Höhe des Honorars zu vermeiden, mit Sorgfalt festzulegen

welche Planungsleistungen der AN zu erbringen hat,

und in welche Honorarzone das Bauvorhaben fällt.

6.3
Qualitätsmanagement

Wenn man dem Nachtragsmanagement (zu Recht) ein eigenes Kapitel widmet, sollte das mit dem Qualitätsmanagement ebenfalls geschehen.

Juhr
6. 4
Projektabschluss und Übergang in den Nutzungszyklus 

Kapitel 6.4 ist wichtig. Dieses Kapitel müsste ebenfalls noch ausgearbeitet werden. Wie und nach welchen Kriterien geschehen die Bewertungen. Hier müsste es doch leicht sein, ein Bewertungsbögen zu entwerfen.
Ochsenkühn, Franz
6.4.1
Feedback/Projektbewertung 

Bewertung der ausführenden Firmen

Qualität, Termin, Kosten

Innovation

Abwicklung

Bewertung der Planer

Organisationsqualität 

Planungsqualität, Termineinhaltung, Personelle Ressourcen

Nutzung von Einsparungspotenzialen

Qualität der Nachtragsbearbeitung

Hilfsmittel

Klassifizierung

Lieferantenbewertungssystem

Finanzanalysen, Finanzauskünfte

Commodity-Strategie

Lessons Learned Nachtragsentstehung

Um für nachfolgende Projekte Verbesserungen für Projektmanagement und Lieferanten​auswahl ableiten zu können, sollten alle Nachträge bewertet werden nach:

Zuordnung zur Anspruchsgrundlage

Ursache der Entstehung (z.B. höhere Gewalt, mangelnde Planungsqualität, allg. Preis​steigerungen, Bauherrenwunsch etc.)

Zuordnung der Nachträge zu Gewerken

Zuordnung zu den Ausführenden Firmen (z.B. Quote der berechtigten Nachträge)

7.
Konfliktlösung 

Stichwortartig Möglichkeiten

Thoholte
7.1 
Sanktionsregelungen 

Ich habe dieses Kapitel einstweilen hier belassen, weil das Konfliktlösungsthema in der Tat einen eigenen abgeschlossenen Komplex darstellt. Insbesondere hinsichtlich der vertraglichen Vereinbarungen zur Konfliktlösung ist aber zu fragen, ob sie systematisch nicht besser oben bei den Vereinbarungen in Kapitel 4.2 aufgehoben wären. Hierüber sollten wir diskutieren.

Regelung zur Sanktion von Verstößen gegen Qualitäts-, Kosten und Terminvereinbarun​gen

Nachbesserung 

Mängelhaftung

Minderung 

Vertragsstrafe

7.2
Schlichtungsregelungen 

7.2.1
Konfliktentstehung:

Besonders bei Großprojekten zeigt sich eine Tendenz nach immer kürzerer Bauzeit bei gleichzeitig oft sehr hoher Komplexität. Durch den Zeitdruck im Projekt besteht die Ge​fahr, dass auf Basis einer noch nicht ausreichenden Leistungskonkretisierung ein Ver​trag geschlossen wird, was besonders bei Pauschalverträgen kritisch werden kann. Auch wenn das Nutzerkonzept nicht abschließend geklärt ist und mit den Ausschreibun​gen schon begonnen werden muss sind Probleme absehbar. So ist eine baubegleitende Planung oft gängige Praxis geworden.

Leider befassen sich die Beteiligten im Projekt häufig mit der Erstellung und der Abwehr gegenseitiger Ansprüche, statt sich auf die Konfliktlösung zu konzentrieren. Nicht alle vorstellbaren baubetrieblichen Störungen und Schwierigkeiten können beim Vertrags​schluss vorhergesehen und vorweg detailliert geregelt werden. Es werden immer Ver​tragslücken offen bleiben. Der Vertrag muss daher Regelungen dazu enthalten, wie Konflikte gelöst werden.

7.2.2
Konfliktlösung:

Da im deutschen Recht keine gesetzliche Regelungen existieren, wie genau im Kon​fliktfall zwischen Auftragnehmer und Auftraggeber bei Bauprojekten vorzugehen ist, kommt neben der Wahl des geeigneten Vertragsmodelle auch der Vereinbarung von Konfliktlösungsmodellen größere Beachtung zu (vgl. W. Acker; Außergerichtliche Kon​fliktlösungsmodelle unter Einbeziehung angloamerikanischer Modelle).

Die Aufbereitung des streitigen Sachverhalts und seiner Ursachen führt oft auch direkt auf eine Lösungsmöglichkeit. Die Schwierigkeit liegt hier darin, bewusst die Komplexität auf das Wesentliche zu reduzieren und einen Lösungsvorschlag auch unter Beachtung der Argumente der Gegenseite vorzulegen. Streitige Anteile von ansonsten unstreitigen Umfängen sollten herausgelöst werden. Für die Aufbreitung sollte ein fester Zeitrahmen vereinbart werden. 

Die Festlegung einer Nachfristzeit zur einvernehmlichen Einigung erhöht den Einigungs​druck und verhindert unnötige Verzögerungen. Schnelle Einigungen sind anzustreben, da ein störender Einfluss auf den weiteren Bauablauf minimiert wird. 

Neben der Festlegung des zeitlichen Rahmens sind auch das Entscheidungsgremium, mögliche Eskalationsschritte und die Regeln zum Hinzuziehen unabhängiger Dritter zu fixieren. Die Hinzuziehung eines Mediators kann sinnvoll seine. Der Mediator gibt keine eigene Bewertung der bestehenden Forderungen ab, sondern versucht die Parteien zu einer einvernehmlichen Lösung zu führen. 

Zur Streitschlichtung können auch Regelungen zum Hinzuziehen gemeinsamer Sach​verständiger getroffen werden. Die Auswahl eines geeigneten Sachverständigen kann z.B. durch die Industrie und Handelkammer erfolgen.

Das Vorhandensein klarer vertraglicher Regeln zur Konfliktlösung und die Bestimmung von Entscheidungsgremien kann dazu führen, dass viele Fragestellungen erst gar nicht zu Streitfällen werden. 
Literatur:

Heiermann – Baubegleitende Rechtberatung

Roquette/Otto Vertragsrecht Privates Baurecht

Kapellmann

Acker, W.; Außergerichtliche Konfliktlösungsmodelle unter Einbeziehung angloamerika​nischer Modelle; IBW-Symposium 2006, Innovative Abwicklungsformen für Bauprojekte: Partnering und PPP.

Ingenstau/Korbion, VOB Teil A und B, Kommentar
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� EFB-Blätter (= Einheitliche Form-Blätter bzw. Einheitsformblätter) sind � HYPERLINK "http://de.wikipedia.org/wiki/Formular" \o "Formular" �Formulare� zur Angabe der � HYPERLINK "http://de.wikipedia.org/wiki/Kosten" \o "Kosten" �Kostenaufschlüsselung�, die bei der � HYPERLINK "http://de.wikipedia.org/wiki/Ausschreibung" \o "Ausschreibung" �Ausschreibung� von Bauleistungen durch die � HYPERLINK "http://de.wikipedia.org/wiki/%C3%96ffentliche_Hand" \o "Öffentliche Hand" �öffentliche Hand� durch die � HYPERLINK "http://de.wikipedia.org/w/index.php?title=Bieter&action=edit" \o "Bieter" �Bieter� auszufüllen sind. Durch Angabe der � HYPERLINK "http://de.wikipedia.org/w/index.php?title=Einzelkosten_der_Teilleistung&action=edit" \o "Einzelkosten der Teilleistung" �Einzelkosten der Teilleistung� und der � HYPERLINK "http://de.wikipedia.org/w/index.php?title=Zuschlagss%C3%A4tze&action=edit" \o "Zuschlagssätze" �Zuschlagssätze� für � HYPERLINK "http://de.wikipedia.org/wiki/Gemeinkosten" \o "Gemeinkosten" �Gemeinkosten� sollen die Grundlagen für die � HYPERLINK "http://de.wikipedia.org/wiki/Kalkulation" \o "Kalkulation" �Kalkulation� etwaiger Nachträge transparent gemacht werden.





� Die Urkalkulation ist diejenige Preisaufgliederung, die unter Beibehaltung der Kalkulationsfestlegung aus der Angebotskalkulation die vorläufige Auftragssumme zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses wiedergibt.
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